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Niederschrift zur öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

am 18.02.2020 
 

  
Ort: Selmnitzsaal (Europaplatz),  

Karlsruher Straße 84, 76327 Pfinztal (Berghausen) 
 

Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr 
Sitzungsende: 

 
21:25 Uhr 

 
Anwesende Personen 
 Vorsitzende/r:  
  Bodner, Nicola  
 Ordentliche Mitglieder:  
  Elsenbusch-Costerousse, Dagmar  
  Frensch, Kristin  
  Gegenheimer, Thomas  
  Gutgesell, Andreas  
  Herb, Artur  
  Hörter, Frank  
  Hruschka, Andreas  
  Kirchenbauer, Achim  
  Konstandin, Angelika  
  Lüthje-Lenhart, Monika  
  Mohamed Fahir, Aisha  
  Möller, Eva  
  Rahn, Klaus-Helimar, Dr.  
  Reeb, Tilo  
  Rendes, Markus  
  Ringwald, Markus  
  Rothweiler, Edelbert  
  Rothweiler, Sonja  
  Schaier, Barbara  
  Schwarz, Simon  
  Vogel, Roland, Dr.  
  Vortisch, Volker Hans  
 Schriftführer/in:  
  Härer, Roland  
 Verwaltung:  
  Bauer, Christian  
  Knobloch, Günter  
  Kröner, Wolfgang  
  Müller, Rüdiger  
  Renz, Uwe  
  Schönhaar, Tamara  
  Sturm, Thomas  
 
Nichtanwesende Personen 
 Ortsvorsteher/in:  
  Oberle, Gebhard - entschuldigt 
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1. Ordnungsgemäße Einladung erfolgte am . 
2. Ortsübliche Bekanntgabe im öffentlichen Teil im Mitteilungsblatt der Gemeinde er-

folgte am 13.02.2020. 
3. Beschlussfähigkeit war gegeben, da mindestens 12 von 23 Mitglieder anwesend 

waren. 
4. Als Urkundspersonen wurden bestimmt:  

   Gemeinderätin Fahir 
   Gemeinderätin Schaier 
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T A G E S O R D N U N G 
 

1.  Fragen, Anregungen und Vorschläge der Einwohnerinnen und Ein-
wohner 

  

   
2.  Haushaltsplan und Haushaltssatzung 2020 

- Entwurf des Haushaltsplans und der Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2020 
- Beratung und Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge 

BV/529/2020 

   
3.  Eigenbetrieb Wasserversorgung 

Entwurf Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2020 
- Beratung und Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge 

BV/530/2020 

   
4.  Eigenbetrieb Abwasser 

Entwurf Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2020 
- Beratung und Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge 

BV/531/2020 

   
5.  Kommunale Klimapartnerschaft mit der Gemeinde Kidira/Senegal 

- Beratung und Beschlussfassung 

BV/528/2020 

   
6.  Lärmaktionsplanung 3. Runde (Fortschreibung) - Zwischenbericht 

und Offenlagebeschluss  
- Beratung und Beschlussfassung 

BV/483/2019/1 

   
7.  Bebauungsplan "Auf der Höhe / Grötzinger Straße", OT Berghausen  

- Aufstellungsbeschluss 
- Beschluss über den Erlass einer Veränderungssperre 

BV/507/2020/1 

   
8.  Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Modernes Wohnen in der Sel-

tenbachstraße, 1. Änderung", OT Berghausen 
- Entwurfs- und Offenlagebeschluss 
- Beschluss über den Abschluss des Durchführungsvertrages 

BV/514/2020/1 

   
9.  Fortschreibung Landschaftsplan (LP) 2030 / Flächennutzungsplan 

(FNP) 2030  
- abschließender Beschluss Fortschreibung LP 2030 
- erneuter beschränkter Offenlagebeschluss Fortschreibung FNP 
2030 

BV/516/2020/1 

   
10.  Mitteilungen der Bürgermeisterin   
   
11.  Mitteilungen und Anfragen aus dem Gremium   
   
12.  Fragen, Anregungen und Vorschläge der Einwohnerinnen und Ein-

wohner 
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1. Fragen, Anregungen und Vorschläge der Einwohnerinnen und Einwohner 

 
Bürgermeisterin Bodner teilt den Zuhörer*innen mit, dass nun Gelegenheit zu Fragen, An-

regungen und Vorschlägen der Einwohner*innen besteht. Sie macht darauf aufmerksam, 
dass es diese Möglichkeit am Ende der Sitzung nochmals gibt. Es liegen jedoch keine Wort-
meldungen vor.       
     
 
 
2. Haushaltsplan und Haushaltssatzung 2020 

- Entwurf des Haushaltsplans und der Haushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2020 
- Beratung und Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge 

 
Bürgermeisterin Bodner erinnert daran, dass die Verwaltung in der Sitzung am 17.12.2019 

den Entwurf des Haushalts 2020 eingebracht hat. Danach bestand für die Fraktionen die Ge-
legenheit, Fragen zu stellen oder Anträge einzureichen. Dies erfolge nach einem Procedere, 
das man sich in den vergangenen Jahren ausgedacht habe. Heute werde man die Anträge 
beraten, zuvor müsste aber über die in das neue Haushaltsjahr zu übertragenden Mittel, die 
2019 nicht zur Auszahlung gekommen sind, formal beschlossen werden. Es handle sich um 
einen Betrag von 1.510.000 € auf der Einnahmeseite und um 3.387.500 € bei den Ausgaben, 
was zu einem Saldo von 1.877.500 € führe. Sie will wissen, ob über die zu übertragenden 
Mittel en bloc entschieden werden kann.  
 
Gemeinderat Dr. Rahn erklärt, die ULiP habe zu den Überträgen zwei Änderungsanträge 

eingereicht, die vorher zu behandeln wären. Außerdem sei es so, dass es sich nicht nur um 
Überträge handle, sondern auch noch Summen verändert werden.  
 
Herr Sturm macht den Vorschlag, die beiden Positionen (OZ 55 und 56) zurückzustellen und 
den Übertragungsbeschluss ohne diese zu fassen.  
 
Bürgermeisterin Bodner greift diesen Vorschlag auf und stellt folgende Abstimmungsfra-
ge: 
„Wer stimmt der Übertragung der nicht 2019 zur Auszahlung gekommenen Haus-
haltsmittel in das Haushaltsjahr 2020 mit Ausnahme der Ordnungsziffern 55 und 56 en 
bloc zu?“ 
 
Abstimmung:  Einstimmige Zustimmung 

         
Bürgermeisterin Bodner teilt mit, man werde nun über die einzelnen Anträge einschließlich 

der als Tischvorlage eingereichten Anträge einzeln beraten und abstimmen. Sie bittet Herrn 
Sturm um den Sachvortrag. 
 
Herr Sturm erklärt, man werde die Anträge in der Reihenfolge der Ordnungsziffern abarbei-

ten.  
 
OZ 21 – Klimaanlage/Hitzeschutz 
Herr Sturm informiert, dass die Frage zur Dachsanierung des Rathauses 1 bereits beantwor-

tet bzw. im Verwaltungs- und Finanzausschuss erläutert wurde. Zur Frage einer Klimaanlage 
in der Ortsverwaltung Berghausen gebe es einen Antrag der SPD-Fraktion und einen ähnli-
chen Antrag der CDU-Fraktion. Er gehe davon aus, dass es zu diesem Thema eine Einigkeit 
gebe, teilweise handle es sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. Eine kurze Grund-
satzdiskussion könne man trotzdem gerne führen. Die Verwaltung werde dieses Thema in 
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der nächsten Sitzung des Verwaltungs- und Finanzausschusses nochmals aufgreifen.  
 
Gemeinderätin Konstandin macht deutlich, der SPD-Fraktion wäre es wichtig, beim Thema 

Raumtemperatur auch die Schulen mit in die Überlegungen einzubeziehen. Falls es in Räu-
men Temperaturen zwischen 26 und 30 Grad gebe müsse man Erfrischungen anbieten, die 
Verwaltung könne überlegen, welche Lösungen möglich sind. Bei Temperaturen über 30 
Grad brauche es andere Lösungen wie die Verdunkelung oder Klimaanlagen. Die SPD-
Fraktion schlage vor, zunächst den Haushaltsansatz zu streichen und das Ergebnis der Prü-
fung abzuwarten. Ansonsten sollte tatsächlich bei hohen Temperaturen den Mitarbeitern 
Wasser gereicht werden.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart macht darauf aufmerksam, dass die Grünen mit Klimaanla-

gen ein Problem haben, weil diese kontraproduktiv noch mehr Strom verbrauchen und das 
Klima noch mehr belasten. Man sei ebenfalls für die Streichung des Ansatzes. Deshalb wür-
de man darum bitten, im Rahmen des Gesamtkonzeptes alle Möglichkeiten auszuloten und 
nur im Extremfall Klimaanlagen einbauen. Für diese Extremfälle fordere man allerdings Aus-
gleichsmaßnahmen zugunsten des Klimaschutzes.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer erinnert daran, man habe in der Vergangenheit auf ältere Ge-

bäude gesetzt, die oberflächlich saniert wurden. Diese Gebäude könnten die teilweise enor-
me Hitze nicht abfangen. Auch die CDU-Fraktion sei dafür, jetzt den Haushaltsansatz zu 
streichen und stattdessen ein Konzept für alle öffentlichen Gebäude aufzustellen.  
 
Bürgermeisterin Bodner fasst zusammen, beantragt werde die Streichung dieser Maßnah-
me im Haushalt 2020, wobei gleichzeitig an die Verwaltung ein Prüfauftrag für alle öffentli-
chen Gebäude mit Erstellung eines Gesamtkonzepts ergeht. Dabei sind auch alternative Lö-
sungen einzubeziehen.  
 
Sie stellt die Abstimmungsfrage, wer sich diesem Beschlussvorschlag anschließt und 
stellt eine einstimmige Zustimmung fest.  
 
OZ 45 - Ankündigungstafeln 
Herr Sturm trägt den Antrag der SPD-Fraktion vor, an der Nordumgehung sowie an den 

Ortseingängen in Kleinsteinbach Ankündigungstafeln aufzustellen. Gemeint seien hier Infota-
feln für Veranstaltungen, die auch von Vereinen genutzt werden können. Die Verwaltung 
schlage vor, den Betrag von 5.000 € als Platzhalter hierfür in den Ergebnishaushalt einzustel-
len.  
 
Gemeinderätin Konstandin bittet um Erläuterung des Begriffes „Platzhalter“.  
Herr Sturm antwortet, man wisse derzeit nicht, welche Kosten damit verbunden sind. Aus 

diesem Grund sollte der Betrag von 5.000 € eingestellt werden.  
 
Beschluss: An den Ortseingänen in Kleinsteinbach und an der Nordumgehung 
Söllingen sind Infotafeln für Veranstaltungen aufzustellen. Hierfür ist ein Betrag von 
5.000 € einzustellen. 
 
Abstimmung:  19 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 
 
OZ 56 – Grunderwerb Salzwiesen 
Herr Sturm berichtet von der Ablehnung der ULiP, den Kaufpreis für das Salzwiesen-Areal 

von 1,55 Mio. € auf 1,8 Mio. € zu erhöhen. Zwischenzeitlich liege ein neuer Antrag der ULiP 
vor, die OZ 55 und 56 komplett zu streichen. In diesem Fall könnte könnte eine ganze Million 
Euro aus dem Haushalt herausgenommen werden.  
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Bürgermeisterin Bodner fügt ergänzend hinzu, am vergangenen Samstag habe Herr Piston 
schriftlich mitgeteilt, dass er immer noch am Erwerb der Fläche und an der Realisierung des 
Projekts interessiert ist. 
 
Gemeinderat Dr. Rahn meint, die Gemeinde müsse in dieser Sache eine Million Euro zu-

schießen. Allerdings habe die Gemeinde auch gewisse Vorteile davon. Die ULiP halte einen 
Markt in den Salzwiesen aber für nicht notwendig. Man habe im Hammerwerk einen großen 
Einkaufsmarkt, der Söllingen und Kleinsteinbach versorge. Wenn ein neuer Markt in den 
Salzwiesen käme bestehe die Gefahr, dass dieser geschlossen wird. Auch Berghausen sei 
mit dem Markt in der Wöschbacher Straße versorgt. Ein neuer Markt in den Salzwiesen wür-
de den beiden anderen Märkten Kundschaft abziehen. Für dieses Projekt eine Million Euro 
auszugeben halte man für nicht sinnvoll. 
 
Bürgermeisterin Bodner spricht die Hoffnung aus, dieses Projekt bald zu Ende zu bekom-
men. Sie stellt die Abstimmungsfrage, wer dem Antrag der ULiP auf Streichung des 
Budgets in den OZ 55 und 56 für den Grunderwerb bzw. den Verkaufserlös Salzwiesen 
zustimmt.  

 
Abstimmung:  8 Ja-Stimmen, 15 Nein-Stimmen 
 

OZ 120 – Sanierung Toiletten in der Grundschule Kleinsteinbach 
Gemeinderätin Elsenbusch teilt mit, diesen Antrag ziehe man zurück.  

 
OZ 126 – Klimaanlage Klassenzimmer GS Kleinsteinbach 
Bürgermeisterin Bodner verweist darauf, dass dieser Antrag der SPD-Fraktion mit der Ent-

scheidung zu OZ 21 bereits abgearbeitet ist.  
 
OZ 127 – Aufstockung Tische und Stühle GS Kleinsteinach 
Herr Sturm teilt mit, der Antrag der SPD-Fraktion ziele dahin, wegen der Zweizügigkeit der 1. 

Klasse weitere Tische und Stühle anzuschaffen. Der Haushaltsentwurf enthalte bisher keinen 
Betrag, weil diese Anschaffung im Gesamtbudget enthalten ist.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch teilt mit, eine Rücksprache mit Frau Veit habe ergeben, dass 

die Anschaffung bereits getätigt ist. In diesem Zusammenhang sei der Wunsch ausgespro-
chen worden, das Sekretariat vom Rektorat baulich zu trennen, um ein besseres Arbeiten zu 
gewährleisten.  
 
OZ 162 – Betreuungsangebote für Kinder, Jugendliche und Senioren 
Herr Sturm trägt folgenden Antrag der SPD-Fraktion vor: „Auch wenn der OR Kleinsteinbach 

keine näheren Angaben gemacht hat ist es doch Aufgabe der Verwaltung, sich um einen 
geeigneten Standort zur Betreuung von Senioren zu bemühen“. Im Verwaltungs- und Fi-
nanzausschuss sei die Verwaltung beauftragt worden, einen geeigneten Standort zu suchen. 
Er meine, die Verwaltung müsse in dieser Sache noch recherchieren und danach dem Gre-
mium in der Sitzung berichten.  
 
Bürgermeisterin Bodner fasst zusammen, die Verwaltung werde zunächst nach geeigneten 

Standorten suchen und den Gemeinderat über dieses Ergebnis informieren.  
 
OZ 178 – Investitionszuschüsse Vereine 
Herr Sturm berichtet vom Antrag der SPD-Fraktion, analog der Vorjahre einen Betrag für 

eventuelle Investitionszuschüsse an die Vereine einzustellen. Im Verwaltungs- und Finanz-
ausschuss habe man sich auf einen Betrag von 20.000 € verständigt, diesen würde man in 
den Finanzhaushalt einstellen.  
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Bürgermeisterin Bodner stellt den Antrag zur Abstimmung.  
„Wer ist dafür, einen Betrag von 20.000 € für Investitionszuschüsse an die Vereine in 
den Haushalt einzustellen?“ 
 
Abstimmung:  Einstimmige Zustimmung 
 

OZ 190 – Gebäudemanagement Mehrzweckhalle Wöschbach 
Herr Sturm trägt den Antrag der CDU-Fraktion vor. Danach beabsichtige der TTC Wösch-

bach, neben der Mehrzweckhalle zwei Garagen als Lager zu erstellen. Der Verein würde die 
Kosten für die Garagen übernehmen, die Gemeinde sollte den Bau der Fundamente verant-
worten. Die CDU-Fraktion beantrage die Einstellung der erforderlichen Kosten in Höhe von 
15.000 € zuzüglich der Abschreibungen im Ergebnishaushalt. Ergänzend hierzu sei zu infor-
mieren, dass es noch einen Antrag der SPD-Fraktion auf Erstellung einer Konzeption für die 
Schule insgesamt einschließlich Hort gebe, der im Verwaltungs- und Finanzausschuss artiku-
liert worden sei. 
 
Gemeinderätin Elsenbusch erklärt, mit dem Antrag der CDU-Fraktion tue man sich schwer, 

weil man meine, der Verein müsste den normalen Weg gehen und einen Bauantrag einrei-
chen. Für dieses Projekt könnte es einen Investitionszuschuss geben. Ihre Fraktion wolle 
keinen Verein bevorzugen oder benachteiligen. Mit der beantragten Vorgehensweise sehe 
man die Gefahr der Bevorzugung und einen massiven Verstoß gegen die Vereinsförderricht-
linien, die man sich selbst gegeben hat. Danach soll das zur Verfügung gestellte Geld ge-
recht verteilt werden. Bei diesem Thema dürfe man nicht angreifbar werden. Der Antrag ihrer 
Fraktion sei quasi aus der Not geboren, damit nicht eine Garage nach der anderen willkürlich 
entsteht, sondern ein Konzept erarbeitet wird. Diese Ausarbeitung überlasse man der Ver-
waltung. Gegen den vom TTC gewünschten Standort bestehen keine Bedenken, die Reali-
sierung sollte allerdings auf dem normalen Weg erfolgen.  
 
Gemeinderat Gutgesell meint, der Verein habe den normalen Weg beschritten, indem er mit 

dem Ortschaftsrat Kontakt aufgenommen hat. Es habe mehrere Sitzungen und einen ein-
stimmigen Beschluss zugunsten des Vereinsantrags gegeben. Er sei sich nicht sicher, ob die 
Gemeinde finanziell besser gestellt ist, wenn man den von der SPD-Fraktion aufgezeigten 
Weg geht. Er sei der Meinung, auf dem beantragten Weg fahre die Gemeinde günstiger. Der 
Bedarf für den Verein bestehe, das Antragsverfahren laufe bereits über ein Jahr, eine schnel-
le Entscheidung sollte getroffen werden.  
 
Gemeinderätin Möller findet den vorgeschlagenen Weg nicht einfach, es gebe aus ihrer 

Sicht Unklarheiten mit der baurechtlichen Absicherung und der Fundamenterstellung durch 
die Gemeinde. Sie bevorzuge eher den Vorschlag der Kollegin Elsenbusch, das Projekt über 
die Vereinsförderung abzuhandeln. Auf jeden Fall brauche man eine klare Regelung.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer erklärt, es gebe bereits mehrere Garagen von Vereinen neben 

kommunalen Sporthallen, wo Vereine ihre Gegenstände auslagern. In Söllingen würden ne-
ben der Räuchle-Halle beispielsweise drei Garagen stehen. Es handle sich um kein außer-
gewöhnliches Anliegen eines Vereins, weshalb er um Zustimmung zum Antrag seiner Frakti-
on bitte.  
 
Gemeinderat Schwarz meint, es gehe hier um das Procedere. Er müsse der Argumentation 
der SPD Recht geben. Aus seiner Sicht könnten die 20.000 € im vorhergehenden Punkt um 
15.000 € aufgestockt werden. Das Procedere nach den Vereinsförderrichtlinien bringe aus 
seiner Sicht keine zeitliche Verzögerung mit sich.  
 
Bürgermeisterin Bodner hält dies für eine akzeptable Lösung, den Betrag für Investitions-

zuschüsse um 15.000 € aufzustocken und somit das normale Procedere einzuhalten. 
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Gemeinderat Kirchenbauer signalisiert, seine Fraktion ziehe den Antrag zurück. Die erfor-

derlichen 15.000 € sollten über die Vereinsförderung bezuschusst werden. 
 
Bürgermeisterin Bodner stellt fest, man werde somit den Betrag für Investitionszuschüsse 

an Vereine bei OZ 178 um weitere 15.000 € aufstocken. 
Sie stellt die Abstimmungsfrage, wer dagegen ist. Nachdem keine Handzeichen zu er-
kennen sind, stellt sie die einstimmige Annahme dieses Vorschlags fest.  

 
OZ 202 – Südumfahrung Kleinsteinbach 
Herr Sturm informiert über den Antrag der ULiP, keine Haushaltsmittel für Planungstätigkei-
ten einzustellen, weil nach deren Ansicht kein Geld für die Umsetzung dieses Projektes zur 
Verfügung steht. Es gehe hier also um das Streichen von Haushaltsmitteln in Höhe von 
120.000 € im Ergebnishaushalt. 
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart teilt die Zustimmung der Grünen zum Antrag mit. Gründe 

hierfür seien nicht nur das Geld, sondern auch die ungünstige Lage der Trasse und der Na-
turschutz. 
 
Gemeinderat Kirchenbauer macht darauf aufmerksam, dass Gutachten notwendig werden, 

um eine Planung vorantreiben zu können. Aus seiner Sicht stelle sich die konkrete Frage, ob 
der Betrag von 120.000 € im Jahr 2020 tatsächlich benötigt wird oder auch eine geringere 
Summe ausreichen würde.  
 
Herr Knobloch geht kurz auf die Historie dieses Projekts ein. Die Planung sei bereits vor 

mehr als zehn Jahren eingeleitet worden, sie sei allerdings nicht weiterverfolgt worden, weil 
parallel dazu der Kreisverkehr in Kleinsteinbach gebaut wurde und die übergeordneten Be-
hörden meinten, die Planung sei schädlich für die Realisierung des Kreisverkehrs. Seit dieser 
Zeit habe man die Planung nicht weiterbetrieben. Nicht die Verwaltung, sondern die Politik 
habe die Südumfahrung im Zuge der Aufstellung des Haushaltsplans 2018/19 wieder ins 
Spiel gebracht und 100.000 € an Planungsgelder eingestellt. Es habe den Vorsatz gegeben, 
diese Planung auch realisieren zu wollen. Die Verwaltung habe daraufhin erste Untersu-
chungen beauftragt, weil der Suchkorridor für die Straße nicht unkompliziert ist und Betrof-
fenheiten durch das Landschaftsschutzgebiet und den Artenschutz vorliegen. Auch die topo-
grafischen Verhältnisse seien schwierig. Überlegungen seien dahin gegangen, die Brücken-
zufahrt nach Remchingen-Singen zu benutzen, auch Überlegungen zur Nutzung der alten 
Bocksbachbrücke in Richtung Mutschelbach habe es gegeben. Diese Hintergründe hätten 
die Verwaltung vor etwa eineinhalb Jahren dazu bewogen, die in Frage kommenden Flächen 
untersuchen zu lassen. Er sei allerdings davon ausgegangen, dass die ökologischen Gutach-
ten früher vorliegen werden. Die Gutachten lägen seit etwa Januar 2020 vor und müssten 
nun zuerst gesichtet werden. Die 120.000 € seien gewählt worden, weil man damit auch ei-
nen ersten Vorentwurf ausarbeiten lassen wollte. Er gehe aber davon aus, dass man erst im 
Sommer 2020 wissen wird, ob es realistisch ist, die Südumfahrung bauen zu können und 
unter welchen Voraussetzungen. Möglicherweise könnten für weitere Untersuchungen in 
diesem Jahr also 50 – 60.000 € ausreichen.  
 
Gemeinderat Schwarz bedankt sich für die Informationen und lässt wissen, aus seiner Sicht 

stelle sich die Frage, ob diese Straße grundsätzlich benötigt wird. Dies deshalb, weil einer-
seits das Bauamt keine Kapazitäten frei hat und diese Straße momentan auch finanziell nicht 
umsetzbar sei. Er frage sich, warum man also hierfür jetzt Geld in die Hand nehmen sollte 
und sei mit seiner Meinung bei der ULiP, wonach die Mittel zu streichen sind. Wenn sie zu 
einem späteren Zeitpunkt benötigt werden, könne man erneut darüber nachdenken und 
Haushaltsmittel bereitstellen. 
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Gemeinderätin Elsenbusch kann sich vorstellen, den Betrag für diesen Haushalt zu kürzen. 
Zunächst gehe es in dieser Sache darum, Vorarbeiten zu leisten, auf deren Basis eine späte-
re Entscheidung möglich ist. Sie gebe zu bedenken, dass die Anwohner entlang der Bock-
stalstraße und der Pforzheimer Straße in einem gesundheitskritischen Bereich leben. Wie 
sich hier die europäische Rechtsprechung entwickle, wisse man nicht. In Berghausen gebe 
es zur Lösung nur die aktuelle Planung der Umfahrung, was allerdings nicht die ideale Lö-
sung sei. Gleiches treffe auch auf Kleinsteinbach zu, wo es zunächst nur darum gehe, eine 
Planung zu haben für den Fall, dass die Durchgangsstraßen aus Gründen beispielsweise des 
Gesundheitsschutzes eventuell geschlossen werden müssen. Ob dieser Fall eintrete wisse 
man nicht, man müsse aber gewappnet sein.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer meint, seine Fraktion könne sich mit einer Kürzung des Betrags 

einverstanden erklären. Eine Lösung halte man allerdings für dringend geboten, insbesonde-
re auch wegen der derzeit kritischen Zufahrt zur Firma Edelstahl Roßwag. Hier brauche man 
eine Lösung für die LKW, die in dieser Planung integriert wäre. Er plädiere deshalb dafür, die 
Planung nicht auf die lange Bank zu schieben, sondern voranzutreiben. Eine bessere Zufahrt 
zur Firma ohne Querung der Wohngebiete sei unbedingt erforderlich.  
 
Gemeinderat Schwarz meint, er habe das Gefühl, dass die Probleme der Zukunft mit den 

Lösungen der Vergangenheit bewältigt werden sollen. Ihm stelle sich die Frage, ob sich ge-
nerelll andere Alternativen zur Südumfahrung finden. Er sehe die Lösung nicht in der Südum-
fahrung und auch nicht in den Kosten, die hierfür entstehen. Seine Fraktion wolle wegkom-
men von mehr Individualverkehr, von einem Mehr an Fahrzeugen und neuen Straßen. Die 
momentane Lösung überzeuge nicht. 
 
Gemeinderat Dr. Rahn stimmt seinem Vorredner zu. Eine Südumfahrung werde keine Lö-

sung für das Problem in der Bockstalstraße sein. Die Erfahrungen würden zeigen, dass Um-
fahrungsstraßen generell die Orte nicht so stark entlasten, dass eine spürbare Lärmminde-
rung für die Bevölkerung entsteht.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart meint, das Argument der Verwaltung in der Antwort auf den 
Antrag der ULiP habe nicht überzeugt. Gemeint sei die Darlegung, wonach der Sinn der Sü-
dumfahrung auch dadurch belegt werde, dass es einen GVFG-Zuschuss geben wird. Dies 
sei überhaupt kein verkehrsplanerisches Argument.  
 
Herr Knobloch verdeutlicht, einen Zuschuss aus dem GVFG würde es nicht geben, wenn 

die neue Straße keine Entlastungsfunktion für den Ort hätte. 
 
Bürgermeisterin Bodner leitet danach die Abstimmung ein. Sie erklärt, zunächst über den 

weitreichendsten Vorschlag abstimmen zu lassen, was die komplette Streichung des Haus-
haltsansatzes wäre. Sie stellt folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt der Streichung der Haushaltsmittel in Höhe von 120.000 € im Ergebnis-
haushalt zu?“ 
 
Abstimmung:  8 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 
 
Bürgermeisterin Bodner macht deutlich, die Verwaltung schlage vor, die Haushaltsmittel 

auf 60.000 € zu kürzen. Sie stellt folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt einem Haushaltsansatz von 60.000 € für die weitere Planung der Südum-
fahrung zu?“ 
 
Abstimmung:  14 Ja-Stimmen, 8 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 

  
OZ 220/221 – Erddeponie 
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Herr Sturm erläutert das Anliegen der SPD-Fraktion, eine Auflistung der Ein- und Ausgaben 
dieser Einrichtung zu erhalten. Er sei der Meinung, dass man dieses Thema gesondert in 
einer weiteren Sitzung diskutieren müsse. 
 
Gemeinderätin Elsenbusch teilt mit, die Beantwortung der Frage habe sich inzwischen er-

ledigt.  
 
OZ 229 – Generalsanierung Georgstraße 
Herr Sturm trägt den Antrag der SPD-Fraktion vor. Der Haushaltsansatz von 260.000 € soll-

te gestrichen werden und die Sanierung erst nach Abwicklung der Baustelle Martinshaus und 
gleichzeitig mit der Sanierung der B 10 erfolgen. Ein Antrag der CDU-Fraktion verfolge das 
Ziel, die Haushaltsmittel zu streichen und als Verpflichtungsermächtigung für den nächsten 
Haushalt vorzusehen.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch erklärt, die SPD-Fraktion könne sich dem Vorschlag der CDU-

Fraktion anschließen.  
 
Herr Knobloch macht deutlich, dass man bei einer Streichung sogar noch weitere Einspa-
rungen verzeichnen wird. Wenn nämlich kein Straßenbau erfolge, werde es auch keine Er-
neuerung der Wasserleitung und des Kanals geben. Insofern spare man neben den Sanie-
rungskosten für die Georgstraße auch die Kosten für den Kanal mit 130.000 € und für die 
Wasserleitung mit zwei Mal 80.000 €. 
 
Gemeinderätin Elsenbusch will wissen, wann das Martinshaus mit dem Neubau beginnt.  
 
Frau Schönhaar erklärt, mit dem Martinshaus stehe die Verwaltung in Kontakt. Vermutlich 

werde im Mai der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan gefasst. Dieses Bebau-
ungsplanverfahren wolle man zügig abwickeln, es könnte eventuell bereits am Jahresende 
als Satzung beschlossen werden.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer gibt Erläuterungen zum Antrag der CDU-Fraktion. Die Sanie-
rung der Georgstraße dürfe man nicht vergessen, weshalb eine Verpflichtungsermächtigung 
sinnvoll ist. Damit könne man den Bürger*innen zeigen, dass sie eine neue Straße erhalten, 
wenn die Belastung durch die Zufahrt zum Martinshaus beendet ist.  
 
Gemeinderat Rothweiler meint, die Georgstraße hätte es nach Jahren eines desolaten Zu-

stands verdient, saniert zu werden. Die Bauherrschaft des Martinshauses könnte man zwin-
gen, die Baustelle nur von der B 10 aus anzudienen. Damit würden der Fuß- und Radweg 
und die Georgstraße nicht benötigt, mit der Sanierung der Georgstraße könnte man sofort 
beginnen.  
 
Herr Knobloch gibt Erläuterungen zum aktuellen Stand in dieser Sache. Das Martinshaus 

beabsichtige derzeit nicht, den Abtransport des Materials über den Weg und die Georgstraße 
vorzunehmen. Allerdings könnte es sein, dass von der Polizei die Ausfahrt auf die B 10 ver-
boten wird, wenn negative Auswirkungen auf die B 10 entstehen. Für die Gemeinde stelle die 
Georgstraße einen wichtigen Zugang zur Haltestelle dar. Sie sei außerdem so ausgelegt, 
dass Fahrzeuge bis 40 Tonnen sie befahren können. Andererseits bestehe eine Verkehrssi-
cherungspflicht gegenüber den Radfahrern, weshalb eine Sanierung angebracht sei. Er 
spricht davon, dass das Gremium nun eine politische Entscheidung zu treffen habe. 
 
Gemeinderätin Möller stellt fest, es gebe Einigkeit in der Feststellung, dass die Georgstraße 
saniert werden muss. Das Risiko bestehe darin, dass wegen der Baustelle des Martinshau-
ses und einer möglichen Zufahrt zur Baustelle über die Georgstraße diese Straße in Mitlei-
denschaft gezogen wird. Sie sehe auch vor diesem Hintergrund keine Notwendigkeit, eine 
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Verpflichtungsermächtigung zu beschließen. Denn es sei nicht klar, ob man mit der Sanie-
rung 2021 beginnen kann. Sie schlage vor, den Betrag in die mittelfristige Finanzplanung 
aufzunehmen. Erst wenn absehbar sei, dass mit der Sanierung begonnen werden kann, 
müsste man auf das Geld zugreifen können. 
 
Herr Sturm bezeichnet diese Frage als Streit um des Kaisers Bart, im Endeffekt gehe es um 

das gleiche Anliegen. Auf beide Arten könne es sein, dass das Projekt auch im nächsten 
Jahr nicht realisiert wird und das Geld nicht abfließt. Wichtig sei, dass im Falle einer Strei-
chung in diesem Jahr das Projekt in den Folgejahren nicht vergessen wird. 
 
Gemeinderätin Konstandin weist darauf hin, dass die B 10 seit Jahren saniert werden soll. 
Dies sei für die Gemeinde wichtig, weil in diesem Zusammenhang auch die ganzen An-
schlüsse erneuert werden müssten, was zu Lasten der Gemeinde gehe. 
 
Herr Knobloch bestätigt, dass es hierzu ein ganzes Maßnahmenpaket gab. Die Georgstraße 

könne allerdings hiervon unabhängig saniert werden. Die damalige Umbauplanung der B 10 
habe man vor dem Hintergrund gemacht, eine Einengung bzw. eine Schikane als Geschwin-
digkeitsbremse auf der B 10 zu errichten. 
 
Bürgermeisterin Bodner formuliert danach folgende Abstimmungsfrage: „Wer ist dafür, 
dass die 260.000 € für die Sanierung der Georgstraße und die Haushaltsmittel für die 
Erneuerung von Wasserleitung und Kanal in der Georgstraße gestrichen werden und 
diese Beträge als Verpflichtungsermächtigung für den Haushalt 2021 vorgesehen wer-
den?“ 
 
Abstimmung:  22 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme 
 

OZ 233 – 235 – Straßen-, Gehweg- und Radwegsanierungen in allen Ortsteilen 
Herr Sturm informiert, für die von der SPD-Fraktion beantragte Sanierung des Gehwegs 

zwischen der Nordumgehung und der Stuhlmühle sei das Regierungspräsidium Karlsruhe 
zuständig.  
 
Bürgermeisterin Bodner ergänzt, die Verwaltung habe diese Maßnahme bereits mehrfach 

reklamiert.  
 
OZ 236 – Sanierung der Fahrbahndecke L 563 
Herr Sturm verweist auf den Antrag der SPD-Fraktion und macht darauf aufmerksam, dass 

die Sanierung im Zuständigkeitsbereich des Regierungspräsidiums Karlsruhe liegt. Ein An-
trag der CDU-Fraktion gehe in die gleiche Richtung. 
 
Gemeinderätin Konstandin erinnert an den Grund für die Verschiebung der Sanierung der 
Fahrbahndecke. Es habe immer geheißen, dass zuerst der Ausbau der A 8 abzuwarten ist, 
weil während dieser Ausbauphase der Umleitungsverkehr auch über die L 563 zu erfolgen 
hat. Der Ausbau der A 8 sei schon lange fertig, jetzt müsse man versuchen, über den Lärm-
aktionsplan eine Sanierung der Bockstalstraße zu erreichen.  
 
Gemeinderätin Schaier merkt an, beim Termin mit der Regierungspräsidentin werde man 

sich die Bockstalstraße anschauen.  
 
OZ 238 – Sicherung Fußgängerüberweg Hammerwerk-Center B 10 
Herr Sturm erklärt, auch diese Anregung der SPD-Fraktion liege nicht im Zuständigkeitsbe-
reich der Gemeinde, sondern beim Regierungspräsidium. 
 
Herr Knobloch lässt wissen, dass am vergangenen Freitag bereits eine Besprechung mit 
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Polizei und Verkehrsbehörde stattgefunden hat. Diese beiden Behörden würden die Anre-
gung der Gemeinde beraten und anschließend auf die Verwaltung zukommen.  
 
OZ 240 – Geschwindigkeitsanlage Jöhlinger Straße 
Herr Sturm erläutert die Frage der Fraktion der Grünen und den Antrag der CDU-Fraktion. 

Auch diese Sache liege nicht in der Zuständigkeit der Gemeinde.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer informiert, nach seinen Recherchen müsste die Gemeinde Un-

tere Polizeibehörde werden, um auf diesem Gebiet tätig sein zu können. Diese Möglichkeit 
sollte man im Gremium thematisieren und klären, auf welchem Weg man ist.  
 
Herr Knobloch macht darauf aufmerksam, dass die Gemeinde bereits heute schon örtliche 

Polizeibehörde werden könnte. Als Örtliche Polizeibehörde könne man aber noch keine Buß-
gelder kassieren. Es führe also kein Weg daran vorbei, die Einwohnergrenze von 20.000 zu 
erreichen. 
 
Gemeinderat Rothweiler findet es schade, dass es in der Jöhlinger Straße keine Überwa-

chung mehr gibt. Aus diesem Grund sollte man darüber nachdenken, eine mobile Messstati-
on anzuschaffen, die genaue Angaben liefert über die gefahrene Geschwindigkeit und das 
Fahrzeug, um gegenüber den Behörden mit diesen Zahlen besser argumentieren zu können.  
 
Herr Knobloch weist darauf hin, dass es bereits Messstellen der Firma CAT an den Bun-

desstraßen gibt. Diese Messstellen könnten bis zu sechs unterschiedliche Fahrzeugarten 
unterscheiden, sogar bis zum Fahrrad. Er sei der Meinung, dass ohne bußgeldbewehrte 
Messanlage keine Verbesserung erzielbar ist. Hierzu müsste eine Umstellung auf eine digita-
le Messanlage erfolgen, wozu allerdings Geld einzustellen wäre.  
 
Gemeinderat Hörter geht auf die Überlegung ein, dass die Gemeinde Örtliche Polizeibehör-
de werden könnte. Diesen Gedanken sollte man zurückstellen, weil es neben Vorteilen auch 
Nachteile gebe. Ergänzend könne er hierzu mitteilen, dass der Landkreis beschlossen hat, 
einen vierten Geschwindigkeitsmesszug einzurichten. Geschwindigkeitsmessungen in Pfinz-
tal könnten dann möglicherweise öfter stattfinden.  
 
Gemeinderat Rothweiler erläutert, ihm gehe es nicht nur um das Zählen der Fahrzeuge, 
sondern dass bei Überschreitungen Anzeigen erstattet werden. Am Ende einer Messung 
müsste bei Zuwiderhandlung auf jeden Fall ein Bußgeld verhängt werden.  
 
Herr Knobloch weist darauf hin, dass unter OZ 244 ein Antrag der SPD-Fraktion behandelt 
wird. Dort gehe es um die Anschaffung einer Geschwindigkeitsanzeige für den Reutweg. Er 
schlage vor, eine Anlage mehr zu kaufen und diese an der B 10 zu platzieren. Der Kaufpreis 
würde sich in diesem Fall von 12.000 € eventuell auf 16.000 € erhöhen.  
 
Gemeinderätin Konstandin äußert sich zu den Smileys mit Geschwindigkeitsanzeige, wie 

beispielsweise am Ortseingang in Söllingen. Sie halte dies für eine gute Sache, die viel brin-
ge. Viele Autofahrer würden aus diesem Grund ihre Geschwindigkeit drosseln.  
 
Gemeinderat Ringwald erklärt, man tue sich in der CDU-Fraktion schwer, Geld auszugeben 

für etwas, wo man nichts verdient. Hier würde man eine wirtschaftliche Grundlage für andere 
schaffen. Auf jeden Fall sollte man die alten Kästen hängen lassen, sie hätten auf jeden Fall 
eine abschreckende Wirkung. 
 
Bürgermeisterin Bodner fasst zusammen, man werde den Sperrvermerk bei OZ 240 lö-

schen und vorschlagen, unter OZ 244 eine zusätzliche Geschwindigkeitsanzeige zu erwer-
ben. Sie stellt fest, dass es hierzu keine Einwände gibt.  
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OZ 241 – Fehlende Ortsleitschilder 
Herr Sturm berichtet, die SPD-Fraktion beantrage die Einstellung eines noch zu beziffernden 

Betrags zur Errichtung von Ortsleitschildern. Man schlage vor, einen Betrag von 5.000 € als 
Platzhalter in den Ergebnishaushalt einzustellen, da man derzeit nicht wisse, auf welchen 
Betrag sich die Kosten belaufen.  
 
Herr Knobloch fügt hinzu, die Verwaltung werde nach einem entsprechenden Beschluss die 

Ortsvorsteher anschreiben. Diese sollen mitteilen, wo eine Aufstellung und welche Qualität 
gewünscht ist.  
 
Gemeinderätin Konstandin meint, es sei nicht so, dass es in Kleinsteinbach kein Orts-

leitschild gebe, dieses würde allerdings am falschen Standort stehen, nämlich auf der fal-
schen Straßenseite in einer Kurve hinter der Ortsverwaltung.   
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart kündigt ein uneinheitliches Abstimmungsverhalten bei den 

Grünen an.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt der Einstellung von 5.000 € zur Anschaffung von Ortsleitschildern in den 
Ergebnishaushalt zu?“ 
 
Abstimmung:  17 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen 
 
OZ 242 – Infrastruktur für E-Mobilität schaffen 
Gemeinderätin Elsenbusch teilt mit, diesen Antrag ziehe man zurück. Der Wunsch betehe 

allerdings weiter, müsse aber nicht sofort erledigt werden. Die Verwaltung sollte ein Konzept 
für alle vier Ortsteile erstellen.  
 
Herr Sturm ergänzt, es liege auch noch ein Antrag der CDU-Fraktion zur Entwicklung eines 

Gesamtkonzepts für die E-Mobilität vor.  
 
Gemeinderat Schwarz lässt wissen, dass die Fraktion der Grünen dem Antrag der CDU-

Fraktion zustimmt. Er bezeichnet die Herausforderung im Blick auf E-Mobilität bis zum Jahr 
2030 als enorm. 
 
Bürgermeisterin Bodner fasst zusammen, die Verwaltung erhalte den Auftrag, die Erstel-

lung eines Konzepts für die E-Mobilität nicht aus dem Auge zu verlieren.  
 
OZ 243 – Mitfahrbänke OT Kleinsteinbach 
Herr Sturm liest den Antrag der SPD-Fraktion vor, wonach ein Gesamtkonzept für Mitfahr-
bänke in allen vier Ortsteilen aufzustellen ist. Man schlage vor, auch hier 5.000 € als Platz-
halter im Ergebnishaushalt einzustellen. Die Verwaltung weise noch darauf hin, dass der 
KVV ein Bussysem „myshuttle“ angeblich 2021 einführen will.  
 
Gemeinderätin Frensch teilt mit, sie stimme dem Antrag zu. Sie stellt noch die Frage, wie 

die Insassen versichert sind bzw. wer verantwortlich ist bei einem Unfall. 
 
Gemeinderätin Konstandin meint, jeder Fahrer sei verantwortlich, wenn er jemanden mit-

nimmt.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch weist darauf hin, dass die Möglichkeit eines Sponsoring geprüft 

werden sollte. Sie halte dies für eine gute Gelegenheit. Der SPD habe vorgeschwebt, beim 
EDEKA eine Bank zu finanzieren, wovon man aber Abstand genommen hat, um durch die 



 
PFINZTAL 

natürlich – liebenswert - modern  

 
 

Seite 14 von 35 

Verwaltung ein Gesamtkonzept erarbeiten zu lassen.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt die Abstimmungsfrage, wer der Einstellung von 5.000 € 
zur Installation von Mitfahrbänken zustimmt. Sie stellt eine einstimmige Zustimmung 
fest.  
 

OZ 244 – Geschwindigkeitsanzeige Reutweg 
Herr Sturm trägt den Antrag der SPD-Fraktion auf Anschaffung von Geschwindigkeitsanzei-

ten im Reutweg sowie an den Ortsteingängen von Kleinsteinbach vor. Die Verwaltung schla-
ge vor, 12.000 € für diese benötigten vier Anzeigen einzustellen bzw. diesen Betrag auf 
16.000 € zur Anschaffung einer weiteren Anlage für die Jöhlinger Straße (OZ 240) aufzusto-
cken.  
 
Gemeinderätin Schaier teilt mit, im Reutweg gebe es bereits eine Anzeige, wegen der vie-
len Baustellenschilder in dieser Straße werde diese aber kaum wahrgenommen. Persönlich 
habe sie festgestellt, dass tatsächlich viele Autofahrer in dieser Straße zu schnell fahren.  
 
Gemeinderätin Frensch lässt wissen, sie sei für eine Anzeigetafel, die mobil sein sollte, um 
auch an anderen Stellen eingesetzt werden zu können.  
 
Beschluss:   Einstimmige Zustimmung zur Einstellung eines Betrags von 16.000 €. 
 

OZ 255 – Fahrradgaragen S-Bahn-Haltestelle Hummelberg 
Herr Sturm teilt mit, man habe einen Haushaltsansatz von 18.000 € für die Errichtung von 
Fahrradgaragen bei der Haltestelle Hummelberg vorgesehen. SPD-Fraktion und CDU-
Fraktion hätten darüber hinaus beantragt, diese Einrichtung auch an anderen Haltestellen 
vorzusehen bzw. dies zu prüfen. Die Frage, warum die Haltestelle Hummelberg als Pilotpro-
jekt ausgewählt wurde, habe man beantwortet.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch erklärt, ihre Fraktion habe ursprünglich die Anschaffung von 

Fahrradgaragen an dieser Haltestelle ablehnen wollen, nach der Begründung durch die Ver-
waltung sei dies aber in Ordnung. Unabhängig davon sollte sich die Verwaltung Gedanken 
machen, mit welchem Konzept auch die anderen Haltestellen mit Fahrradgaragen bestückt 
werden können.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart macht deutlich, dass immer mehr Menschen mit einem E-

Bike unterwegs sind. Die Haltestellt Hummelberg sei stark frequentiert und unbeaufsichtigt, 
weshalb die Errichtung von Fahrradgaragen unterstützt wird. Danach sollte auch ein Konzept 
für die anderen Haltestellen ausgearbeitet werden. 
 
Gemeinderätin Möller ergänzt, wenn das ICT einen Zuschuss für die Fahrradgaragen an 
der Haltestelle Hummelberg leisten würde, hätte man noch bessere Argumente in der Hand. 
Sie schlage vor, die Verwaltung sollte dort diesbezüglich nachfragen. 
 
Gemeinderat Kirchenbauer weist auf das Gesamtkonzept zum behindertengerechten Aus-
bau der Stadtbahnhaltestellen hin. Hierfür gebe es GVFG-Mittel. Wenn also dieser behinder-
tengerechte Ausbau erfolgt, sollten die Fahrradgaragen integriert werden. Für die Haltestelle 
am Hummelberg halte er die Fahrradboxen für geeignet; es gebe aber auch noch andere 
Konzepte, um deutlich mehr Farräder an den Haltestellen unterbringen zu können. Er schla-
ge vor, die Verwaltung sollte sich in dieser Sache kundig machen.  
 
Gemeinderat Schwarz hält es für angebracht, die Errichtung von Fahrradgaragen an den 

Stadtbahnhaltestellen höher zu priorisieren, denn das Fahrradfahren in Verbindung mit dem 
ÖPNV werde in der Zukunft immer wichtiger.  
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Herr Knobloch meint, der Wunsch des ICT sei der Verwaltung nicht ungelegen gekommen, 

an dieser Haltestelle könnte man sicherlich ein Pilotprojekt entwickeln.  
 
OZ 262 – Sanierung Toilettenanlage Leerdamplatz 
Herr Sturm informiert über den Antrag der SPD-Fraktion. 

 
Gemeinderat Reeb berichtet, es handle sich hierbei um ein Anliegen des Ortschftsrats, näm-

lich die Toilettenanlage hygienisch besser zu gestalten. Man halte die Toilette für veraltet, bei 
den Herren gebe es beispielsweise noch eine Urinalrinne. Seine Fraktion ziehe den Antrag 
zurück und hoffe, dass trotzdem eine Modernisierung ermöglicht werden kann. Er weist da-
rauf hin, dass es immer wieder mit dem Aufschließen der Toilette hapere, dies sollte auch 
verbessert werden.  
 
Bürgermeisterin Bodner lässt ihn wissen, die Verwaltung sei bereits in dieser Sache tätig 

geworden.  
 
OZ 269 – Neugestaltung Spielplätze 
Herr Sturm teilt mit, die SPD-Fraktion habe die Einstellung von 50.000 € beantragt, Grüne 

und Linke sehen diesen Betrag für zu gering an.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart erklärt, die Fraktion der Grünen beantrage die Erhöhung des 

Budgets auf 100.000 €, damit die vorhandenen Spielplätze qualitativ aufgewertet werden 
könnten.  
 
Herr Sturm macht den Vorschlag, 50.000 € in den Ergebnishaushalt und 50.000 € in den 

Finanzhaushalt einzustellen, damit eine Abschreibung vorgenommen werden kann.  
 
Bürgermeisterin Bodner lässt wissen, sie werde nun den weitergehenden Vorschlag zur 

Abstimmung bringen. Dem Gremium stellt sie folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt der Einstellung eines Betrags in Höhe von 100.000 € zur Sanie-
rung/Modernisierung der Pfinztaler Spielplätze zu?“ 
 
Abstimmung:  Einstimmige Zustimmung 
 

OZ 270 – Bolzplatz Kohlerwiese 
Herr Sturm berichtet, im Verwaltungs- und Finanzausschuss sei die Verwaltung beauftragt 

worden, Alternativen zum Kunstrasen zu prüfen. Zu diesem Thema gebe es die Frage der 
ULiP, warum ein Kunstrasenplatz vorgesehen wird, sowie den Antrag der SPD-Fraktion auf 
Verzicht der Anlage eines Kunstrasenplatzes, weil dieser Mikroplastik enthält. Des Weiteren 
gebe es auch Anmerkungen der CDU-Fraktion. Er meine, nach dem vorangegangenen Be-
schluss sei eine gute Lösung machbar. 
 
Gemeinderätin Elsenbusch widerspricht dieser Meinung. Ihre Fraktion stelle sich die Frage, 

ob man zunächst abwarten sollte, ob die Fläche eventuell für die neue Ortsumgehung benö-
tigt wird. Außerdem empfinde man die Planung als unausgereift, weshalb man keine Mittel 
einstellen und höchstens eine Verpflichtungsermächtigung einghen wolle.  
 
Herr Knobloch macht den Vorschlag, die Verwaltung ziehe die Mittelanmeldung zurück. 

Hintergrund sei die Tatsache, dass der Kunststoffrasen derzeit in der öffentlichen Diskussion 
steht und man hier die Entwicklung abwarten müsse. Als Alternative biete sich möglicher-
weise ein Korkgranulat an, das eingebracht werden könnte. Dieses sei bei Feuchtigkeit aller-
dings anfällig für einen Schimmelpilz. Weil in der Verwaltung also noch keine eindeutige 
Klarheit herrsche, was man hier empfehlen soll, schlage man die Verschiebung des Projekts 
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vor.  
 
Gemeinderat Ringwald erklärt, die CDU-Fraktion erkläre sich mit diesem Vorgehen einver-

standen. Trotzdem halte man die Erarbeitung eines Gesamtkonzepts mit Einbeziehung der B 
293-Planung und die Prüfung, ob das sehr schöne Areal des Martinshauses für einen Klein-
kinderspielplatz verwendet werden kann, für erforderlich.  
 
Gemeinderat Rothweiler bezeichnet die unterschiedlichen Meldungen zum Bolzplatz Kohl-

erwiese als „Rumgeeiere“. Dadurch lege man den Bolzplatz lahm, weil er sich momentan in 
einem erbärmlichen Zustand befinde. Dieser Zustand müsse schnellstens behoben werden.  
 
Herr Knobloch verweist auf eine Aussage aus dem Regierungspräsidium, wonach für die B 

293-Ortsumgehung keine Fläche des Bolzplatzes benötigt wird.  
 
Bürgermeisterin Bodner ergänzt, Herr Speer sei im Ortschaftsrat gewesen und habe infor-

miert. Zusätzlich habe die Verwaltung das Regierungspräsidium angeschrieben und eine 
schriftliche Antwort erhalten, dass keine Fläche des Spielplatzes benötigt wird.  
 
Gemeinderätin Frensch bittet um Auskunft, ob der Bolzplatz derzeit geschlossen ist. 

 
Bürgermeisterin Bodner antwortet, der Bolzplatz sei nach wie vor bespielbar. Momentan 
gehe es um die Frage was passiert, wenn später die Ortsumgehung in diesem Bereich ge-
baut wird. Sie fasst zusammen, dass die Mittelanmeldung von der Verwaltung zurückgezo-
gen wurde.  
 
OZ – 286 – Projekt Naturschutzflächen 
Herr Sturm erklärt, hier gebe es aus der Sitzung des Verwaltungs- und Finanzausschusses 

quasi einen fraktionsübergreifenden Antrag, Mittel in Höhe von 50.000 € für die ökologische 
Aufwertung von vorhandenen Grünflächen im öffentlichen Raum einzustellen. Die CDU-
Fraktion habe zusätzlich beantragt, diese Mittel auf 100.000 € zu erhöhen und Aktionen für 
die Bürger wie Baumpflanzaktionen mit einzubeziehen.  
 
Auf die Frage von Gemeinderätin Lüthje-Lenhart, ob es nun um den Betrag von 100.000 € 

gehe wird ihr geantwortet, dass dies nicht der Fall sei. Sie will weiter wissen, ob es sich um 
die Eder-Flächen handelt. Die Fraktion der Grünen beantragte die Einstellung von 100.000 € 
für diese Maßnahmen.  
 
Bürgermeisterin Bodner hält es für fraglich, ob dieses Geld auch tatsächlich in diesem Jahr 
verbraucht werden kann.  
 
Herr Sturm erklärt, im Verwaltungs- und Finanzausschuss habe man sich darauf verständigt, 
bei diesem Thema 50.000 € und unter dem Stichwort „Klimaoffensive Pfinztal“ nochmals 
50.000 € einzustellen, sodass ein Betrag von 100.000 € vorhanden sei.  
 
Bürgermeisterin Bodner fasst zusammen, dass es beim aktuellen Projekt um die Einstel-
lung von 50.000 € für die Naturschutzflächen geht. Sie stellt die Abstimmungsfrage, wer 
dem zustimmt. 
 
Nach Zählung der Handzeichen stellt Herr Kröner eine einstimmige Zustimmung fest.  

 
Klimaoffensive Pfinztal 
Herr Sturm berichtet, zu diesem Thema gebe es den fraktionsübergreifenden Antrag, einen 

Betrag von 50.000 € in den Ergebnishaushalt einzustellen.  
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Bürgermeisterin Bodner stellt die Abstimmungsfrage, wer der Einstellung von 50.000 € in 
den Ergebnishaushalt für die Klimaoffensive Pfinztal zustimmt. 
 
Abstimmung:  Einstimmige Zustimmung 
 

OZ 318 – Neue Ortsmitte Söllingen 
Herr Sturm liest den Antrag der Fraktion der Grünen und von Frau Frensch vor. Über diese 
Sache müsse man zu einem anderen Zeitpunkt gesondert beraten und eine Grundsatzdis-
kussion führen.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart signalisiert, die Fraktion der Grünen sei mit der Antwort der 
Verwaltung zufrieden.  
 
Öffentliches WLAN 
Herr Sturm verweist auf den Antrag der SPD-Fraktion, einen Betrag von 1000 € für die Be-

reitstellung eines freien WLAN in den Ergebnishaushalt einzustellen.  
 
Gemeinderat Dr. Rahn macht deutlich, die ULiP unterstütze diesen Antrag nicht. Man halte 
dies für eine unnütze Geldausgabe, weil die meisten Menschen kein öffentliches WLAN be-
nötigen.  
 
Gemeinderätin Fahir macht deutlich, es gebe zwar Flatrates, diese seien aber nicht immer 

umfangreich und schnell. Zur digitalen Gesellschaft gehöre es dazu, dass es Flächen mit 
öffentlichem WLAN gibt. Wenn Pfinztal modern sein wolle, gehöre dies dazu. Der benötigte 
Betrag sei nicht hoch, von der Jugend werde diese Einrichtung gewünscht.  
 
Gemeinderätin Frensch signalisiert ihre Zustimmung zu dieser Geldausgabe. Sie finde frei-

es WLAN eine gute Sache, zusätzlich sei ihr auch der soziale Aspekt wichtig. 1000 € seien 
gut angelegtes Geld.  
 
Gemeinderat Ringwald teilt die Zustimmung der CDU-Fraktion mit.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt folgende Abstimmungsfrage: „Wer stimmt der Einstellung 
von 1.000 € in den Haushalt der Gemeinde zur Schaffung eines öffentlichen WLAN in 
den Ortszentren von Kleinsteinbach und Wöschbach zu?“ 
Abstimmung:  21 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen 
 

Toilette Rokycany-Platz Kleinsteinbach 
Herr Sturm teilt mit, hier gebe es einen Antrag der SPD-Fraktion. Die Verwaltung gehe da-

von aus, dass hierfür Kosten in ähnlicher Höhe wie in Berghausen beim Bahnhofsplatz anfal-
len werden. Dort hatte man Mittel in Höhe von 150.000 € angemeldet.  
 
Gemeinderat Gegenheimer weist darauf hin, dass die Realisierung einer Toilettenanlage 

am Rokycany-Platz seit Jahren auf der Wunschliste in Kleinsteinbach steht, weil dort immer 
wieder Veranstaltungen durchgeführt werden. Vom Ortschaftsrat Kleinsteinbach gebe es eine 
interessante Idee, nämlich die alte Trafostation der EnBW zu erwerben. In dieses Gebäude 
könnte die Toilettenanlage integriert werden.  
 
Gemeinderätin Konstandin bestätigt die vielfältigen Veranstaltungen auf dem Rokycany-

Platz. Ältere Menschen würden daran aber nicht teilnehmen, weil es dort keine Toiletten ge-
be. Der Platz könnte noch besser genutzt werden, beispielsweise für ein morgendliches Ma-
tinee. Eine Toilette sei ein jahrelanger Wunsch aus Kleinsteinbach.  
 
Gemeinderätin Möller stellt fest, die Realisierung würde dazu führen, dass weitere 150.000 
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€ im Haushalt benötigt werden. Sie stellt die Frage, wie die Gegenfinanzierung aussieht.  
 
Herr Sturm erklärt, aus Sicht der Verwaltung bedeute dies Mehrausgaben im Finanzhaushalt 

und insofern eine um 150.000 € höhere Kreditaufnahme. Die Abschreibung für eine solche 
Investition liege zwischen 20 und 40 Jahren, was das Ergebnis der kommenden Haushalte 
nicht wesentlich verschlechtern würde. Nachdem die Sanierung der Georgstraße aber her-
ausgefallen sei, halte er die Finanzierung der Toilettenanlage für gesichert.  
 
Gemeinderat Schwarz spricht sich für den Bau einer Toilettenanlage aus, weil es sich um 

einen zentralen Platz handelt. 
 
Gemeinderätin Schaier meint, die Baukosten könnten sicherlich reduziert werden, wenn die 

Toilette im EnBW-Gebäude errichtet wird. Dieses Gebäude liege auch nicht weit entfernt von 
einem früheren Ladengeschäft, von dem aus sicherlich die Verlegung der Wasserleitung 
möglich ist.  
 
Herr Knobloch macht darauf aufmerksam, dass es noch Unwägbarkeiten gibt. Wenn das 

EnBW-Gebäude verwendet werden kann, könnten die 150.000 € ausreichend sein.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt danach folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt der Einstellung von 150.000 € in den Haushalt zur Errichtung einer Toilet-
tenanlage auf dem Rokycany-Platz zu?“ 
 
Abstimmung:   22 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme 
 

Bushaltestelle Hammerwerk 
Herr Sturm weist darauf hin, dass hierfür der Karlsruher Verkehrsverbund zuständig ist.  

 
Gemeinderätin Konstandin schlägt vor, die Verwaltung sollte an die Verkehrsträger appel-

lieren, hier eine Bushaltestelle einzurichten. Am Vortag sei sie bei einer Infoveranstaltung der 
VR-Bank Enz plus gewesen. Dort habe man die Information erhalten, dass in verschiedenen 
Orten die Filialen mit Geldautomaten aufgegeben werden. Dies werde auch Kleinsteinbach 
betreffen. Dort werde ein Geldautomat eventuell im Edeka-Markt installiert. Dies wäre ein 
weiteres Argument für eine Bushaltestelle im Hammerwerk.  
 
Gemeinderat Gegenheimer fügt hinzu, wenn der Bahnübergang in Kleinsteinbach beseitigt 

wird müsse sich der KVV überlegen, wie die Buslinie neu gelegt werden kann. Er könne sich 
vorstellen, bei der Ortsverwaltung eine Bushaltestelle einzurichten und die Linie bis zum 
Hammerwerk zu führen.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch verdeutlicht, ihrer Fraktion gehe es nicht darum, diesbezüglich 
Gelder einzustellen. Nachdem der Landkreis bereits neue Linienbündel ausschreibt sollten 
die Kommunen Änderungsvorschläge unterbreiten. Es dauere nämlich sehr lang, bis ein gu-
ter Vorschlag realisiert ist. Die Gemeinde sollte deshalb beginnen, in dieser Sache Druck zu 
machen. 
 
Wohnraum für Flüchtlinge und andere Bedürftige 
Herr Sturm informiert über den Antrag der SPD-Fraktion, einen Betrag von 50.000 € einzu-
stellen zur Anmietung von Wohnraum oder die Ertüchtigung von angemietetem Wohnraum 
ähnlich dem Karlsruher Modell.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch stellt die Frage, ob jedem klar sei, was hier gemeint ist. Vor 

einiger Zeit habe man den Antrag ihrer Fraktion zur Nachahmung des Karlsruher Modells 
behandelt, wonach die Gemeinde renovierungsbedürftige Wohnungen anmietet und diese 
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renoviert. Diese Form der Miete halte man für die einzige Möglichkeit, um an günstigen 
Wohnraum zu gelangen. Wenn man also dieses Karlsruher Modell auf Pfinztal übertragen 
will, müsse man Geld für die benötigten Investitionen haben.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart signalisiert die Zustimmung der Fraktion der Grünen zu die-

sem Antrag.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer meint, dieser Vorschlag des Karlsruher Bürgermeisters Lenz 

sei die einzig verbliebene Möglichkeit, um an kostengünstige Wohnungen zu gelangen. 
Wenn sich dies auf die Gemeinde Pfinztal übertragen lasse, sollte man diesen Lösungsweg 
mit zwei bis drei Wohnungen ausprobieren. Vor diesem Hintergrund stimme die CDU-
Fraktion dem Antrag zu. 
 
Herr Müller berichtet, die Verwaltung sei dabei, zwei Wohnungen unter dieser Maßgabe an-
zumieten. Die Investitionskosten würden etwa 8.000 € betragen, die Wohnungen könne man 
auf zehn Jahre anmieten. Wenn man hierfür Mittel zur Verfügung hätte, wäre das eine gute 
Sache.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt die Abstimmungsfrage, wer dem Antrag der SPD-
Fraktion auf Einstellung von 50.000 € zur Beschaffung von Wohnraum zustimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Zustimmung 
 

 
Bürger- und Jugendbeteiligung 
Herr Sturm erklärt, es liege ein Antrag der Fraktion der Grünen und von Frau Frensch vor, 

die Mittel für die Bürger- und Jugendbeteiligung von 50.000 € auf 100.000 € zu erhöhen. Die 
Begründung hierzu trägt er im Wortlaut vor.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart ergänzt, ihre Fraktion halte die Bürgerbeteiligung für eine 

ganz wichtige Aufgabe. Es sei wichtig, die Bevölkerung aktiv zu beteiligen, dafür müsste man 
Geld in die Hand nehmen, um die momentane Akzeptanz hoch zu halten. Sie verweist auf 
die Jugendbeteiligung, wo es Aufträge für die Verwaltung gegeben habe. Ihre Fraktion mei-
ne, man sollte hierfür einen finanziellen Puffer haben, weshalb die Mittel von 50.000 € auf 
100.000 € aufgestockt werden sollten.  
 
Herr Kröner ist der Meinung, dass der Betrag von 50.000 € ausreichen sollte. Dies sei die 

Erfahrung aus dem vergangenen Jahr, wo diverse Beteiligungen, auch im Rahmen der Ge-
meindeentwicklungsplanung „Pfinztal 2035“, durchgeführt wurden.  
 
Herr Bauer ist gleicher Meinung. Er hält es für möglich, im Bedarfsfall überplanmäßige Aus-
gaben zu bilden und macht darauf aufmerksam, dass die Bürgerbeteiligung auch personell 
leistbar sein sollte.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart erklärt, sofern die Verwaltung dies garantiere sei man damit 
einverstanden. Ihre Fraktion sei aber davon ausgegangen, dass auch neue Formate entwi-
ckelt werden müssten. Insbesondere die Jugend sollte man im Blick haben und eventuell 
digital Möglichkeiten der Kommunikation schaffen, wofür sicherlich Geld benötigt wird. 
 
Bürgermeisterin Bodner antwortet, man freue sich sicherlich in der Verwaltung, wenn ein 

größeres Finanzvolumen zugestanden wird. Sie halte momentan aber die 50.000 € für aus-
reichend. Für die Installation einer „Dorfplatz-App“ seien im übrigen weitere 20.000 € bereit-
gestellt, so dass man in Summe 70.000 € zur Verfügung hat.  
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Gemeinderätin Lüthje-Lenhart signalisiert danach, dass die Fraktion der Grünen ihren An-
trag zurückzieht.  
 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung 
Herr Sturm berichtet anschließend vom Antrag der Fraktion der Grünen zusammen mit Ge-

meinderätin Frensch, zur professionelleren Gestaltung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
die Stelle als Vollzeitstelle einzurichten. Er trägt dem Gremium die Begründung mit den an-
gedachten Verantwortungsbereichen für diese Stelle vor. Diese personellen Mehraufwen-
dungen sollen mit 30.000 € finanziert werden. 
 
Gemeinderätin Konstandin stellt die Frage, woher der Betrag von 30.000 € resultiert. Sie 
halte diesen Betrag nicht für üppig und will wissen, wie diese Stelle eingruppiert ist.  
 
Herr Sturm antwortet, die entsprechende Stelle sei in Entgeltgruppe 8 eingruppiert, die ge-
forderten 30.000 € halte er als Aufstockung einer bereits vorhandenen Halbtagesstelle für 
ausreichend.  
 
Bürgermeisterin Bodner meint, man brauche dieses erhöhte Budget in diesem Jahr noch 
nicht, weil altersbedingt Personalveränderungen in diesem Bereich anstehen. Man wolle ha-
ben, dass die momentan mit dieser Aufgabe betraute Person dies noch weiter bearbeiten 
kann.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart erklärt, ihre Fraktion habe es sich so gedacht, dass eine 

weitere Halbtagskraft hinzukommt, die von der momentanen Mitarbeiterin eingearbeitet wird. 
Insofern handle es sich in der Summe um eine ganze Stelle.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch weist darauf hin, dass momentan ein Organisationsgutachten 

für die Verwaltung in Auftrag gegeben wird. Sie halte es für angebracht, das Ergebnis dieses 
Gutachtens abzuwarten, da dieses sicherlich zu bestimmten Veränderungen führen wird.  
 
Gemeinderätin Fahir regt an, dem Aufgabenbereich der Öffentlichkeitsarbeit auch die Er-
richtung einer Instagram-Seite mit interaktiven Angeboten für die Jugend zuzuordnen. Insbe-
sondere eine solche Aufgabe koste Zeit. Sie halte es für wichtig, auch solche Medien zu be-
dienen.  
 
Gemeinderätin Möller erklärt, für die ULiP habe dieses Thema keine Priorität, man werde 

sich dem Antrag nicht anschließen. Man müsse überlegen, dass man sich damit auf Dauer 
eine volle Stelle einrichtet, was zu permanenten Kosten führt. Digitale Auftritte könnten auch 
an externe Dienstleister vergeben werden.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer verweist auf die Diskussion im Verwaltungs- und Finanzaus-
schuss. Dort sei mitgeteilt worden, dass im kommenden Jahr eine altersbedingte Fluktuation 
ansteht. Vor diesem Hintergrund werde seine Fraktion in diesem Jahr dem Antrag nicht zu-
stimmen. Sofern im Jahr 2021 eine Aufstockung benötigt wird, sollte die Verwaltung dies 
rechtzeitig sagen, seine Fraktion werde dem nicht entgegenstehen. 
 
Gemeinderätin Fahir hält es für nötig, dass sich ein bis zwei Personen in eine solche Auf-

gabe einarbeiten müssen, um dies professionell abwickeln zu können. Sie halte es für wich-
tig, dass die Gemeinde nach außen eine gute Präsentation aufweist, um die Arbeit des Ge-
meinderats auch nach außen tragen zu können. Sie stehe deshalb hinter dem Antrag. 
 
Gemeinderätin Konstandin meint, natürlich sei es wichtig, wie sich eine Gemeinde nach 

außen präsentiert. Angesichts der Finanzlage der Gemeinde müsse man sich aber fragen, ob 
dieses Thema Priorität hat. Es gehe zunächst nicht um das Präsentieren, sondern ganz ein-
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fach nur darum, die Bürger*innen zu beteiligen. Im Antrag gehe es aber nur um die Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit und nicht um die Präsentation der Gemeinde. Da man hierfür im 
Moment nicht das benötigte Geld habe, komme dies für sie nicht in Frage. 
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart widerspricht dieser Auffassung. Die Öffentlichkeitsarbeit 

habe sehr wohl etwas mit der Beteiligung der Bürger*innen zu tun, indem man beispielsweise 
die Arbeit des Gemeinderats bekanntgibt, Anregungen oder Initiativen aufgreift. Die Öffent-
lichkeitsarbeit sei nicht nur zur Selbstdarstellung wichtig.  
 
Bürgermeisterin Bodner gibt bekannt, aus ihrer Sicht bestehe im Moment nicht der richtige 

Zeitpunkt, um dem Antrag zustimmen zu können, weshalb sie sich enthalten werde.  
Sie stellt dem Gremium folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt dem Antrag zu, die bestehende Halbtagsstelle in der Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit um eine halbe Stelle aufzustocken, wofür der Betrag von 30.000 € be-
reitgestellt wird?“ 
 
Abstimmung:  7 Ja-Stimmen, 13 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen 

 
Radweg Wässemle 
Herr Sturm informiert über den Antrag der CDU-Fraktion, eine Planungsrate von 20.000 € in 

den Ergebnishaushalt einzustellen.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer bezieht sich auf die Antwort der Verwaltung aus der hervorge-

he, dass die Verlängerung des Radwegs „Wässemle“ seit Jahren gefordert aber leider nicht 
umgesetzt wurde, weil andere Maßnahmen höhere Priorität hatten. Mit den beantragten 
Haushaltsmitteln wolle man dieses Projekt wieder etwas in den Vordergrund rücken, nach-
dem auch von Seiten des Landes Baden-Württemberg derzeit ein  Programm für ein Rad-
wegkonzept aufgestellt wird, das mit finanziellen Mitteln gefüllt ist. Vor diesem Hintergrund 
sollte die Gemeinde eine Planung in der Schublade haben, um diese dem Land melden zu 
können. Geärgert habe er sich unlängst über eine Meldung, dass der Radweg zwischen Ett-
lingen und Karlsruhe ausgebaut wird. Es sollte nicht sein, dass jetzt zunächst alle Städte be-
dient werden, und die umliegenden Gemeinden mit ihren zuführenden Radwegen außen vor 
sind. Ihm gehe es darum, dass Pfinztal mit einem Konzept in das Radwegekonzept des Lan-
des aufgenommen wird, solange es hier noch Mittel gibt.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch bestätigt, dass man sich über diese Radwegverlängerung 

schon viele Jahre unterhalten hat. Bisher sei diese Planung von ihrer Fraktion abgelehnt 
worden, weil der finanzielle Eigenanteil der Gemeinde unverhältnismäßig hoch gewesen wä-
re. Die Radwegeverlängerung wäre damit der dritte Radweg in Richtung Kleinsteinbach. An-
dererseits wäre ihre Fraktion eventuell aber auch nicht abgeneigt dieser Planung zuzustim-
men, wenn das Land bereit wäre, entsprechende Gelder zur Vergfügung zu stellen, damit der 
Eigenanteil der Gemeinde wesentlich geringer ausfällt. Auf jeden Fall unterstütze man die 
Überlegung zu schauen, was an Fördermitteln abgerufen werden könnte.  
 
Herr Knobloch berichtet, das angesprochene Programm des Landes heiße „Radnetz Ba-
den-Württemberg. Er habe sich bereits beim Landratsamt zu diesem Programm erkundigt, 
verfüge aber trotzdem nicht über erschöpfende Informationen. Mit dem Budget von 20.000 € 
könnte man auf jeden Fall die Planung auf Vordermann bringen und einen Förderantrag stel-
len. Da es sich bei den Fördergeldern um eine Reservierung aus dem Budget des GVFG 
handle gehe er davon aus, dass die Förderung trotzdem nur bei etwa 400.000 € liegen wird. 
 
Gemeinderat Schwarz teilt mit, die Fraktion der Grünen unterstütze den Antrag der CDU-

Fraktion. 
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Bürgermeisterin Bodner stellt folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt der Aufnahme des Betrags von 20.000 € in den Ergebnishaushalt zu?“ 
 
Abstimmung:  21 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen 
 
Dorfplatz-App 
Herr Sturm informiert, hierzu gebe es als Tischvorlage die Anfrag der ULiP, mit welchen lau-
fenden Kosten hier zu rechnen ist. Die Verwaltung könne hierzu ausführen, dass die Dorf-
platz-App Kosten von 1,00 € pro Einwohner zuzüglich Mehrwertsteuer verursacht. Weil man 
einen Rabatt von 25 % erhalte liege man bei jährlichen Kosten von etwa 16.300 €.  
 
Gemeinderätin Möller macht darauf aufmerksam, dass sich die ULiP auch nach dem Per-

sonalaufwand erkundigt habe. Die Antwort, dass die App 1,00 € pro Einwohner kostet, sei 
insofern nicht ausreichend. Die Antwort sei von Herrn Bauer erteilt worden, weshalb die Ver-
mutung naheliege, dass sich Herr Bauer um die App kümmern soll. Bei der gegebenen Ant-
wort handle es sich um eine Kopie aus dem Werbeprospekt. Dies erwecke den Anschein, als 
ob man sich in der Verwaltung mit dem Thema noch nicht in der erforderliche Tiefe befasst 
hat. Man schlage deshalb vor, das Projekt um ein Jahr zu verschieben, bis Herr Bauer wieder 
mehr Zeit hat, sich um das Projekt richtig kümmern zu können. Es gehe nicht an, den Mitar-
beitern immer wieder neue Aufgaben aufzuhäufen.  
 
Herr Bauer macht deutlich, die Dorfplatz-App komme aus der Gemeindeent-

wicklungsplanung „Pfinztal 2035“. Er halte dies für eine gute Sache. Weil man sich hier eine 
Dienstleistung einkaufe, sei der Verwaltungsaufwand relativ gering und zu leisten. Sofern 
man das Projekt verschiebe, könne man nicht mehr als Pilotprojekt gelten und würde den 
Rabatt von 25 % verlieren.  
 
Gemeinderätin Möller meint, ein Pilotprojekt bringe immer einen gewissen Mehraufwand mit 
sich.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart teilt mit, die Fraktion der Grünen sei unbedingt für die Ein-
richtung der Dorfplatz-App, das Projekt sollte auf keinen Fall verschoben werden. Dies sei ein 
sinnvolles Instrument für die Bürgerbeteiligung, die man unbedingt verbessern müsse, weil 
man alle Menschen hier mitnehmen wolle. Weil man als Pilotprojekt einen Rabatt erhalte, 
sollte dieses realisiert werden.  
 
Gemeinderätin Frensch erklärt, das Projekt entstamme dem Gemeindeentwicklungskonzept 

„Pfinztal 2035“. Danach sollte man die Bürger*innen anhören, weshalb der App zugestimmt 
werden sollte. Sie halte die App für eine wichtige Sache gerade für die jungen Einwoh-
ner*innen. Herr Bauer sollte selber entscheiden können, ob er die Betreuung leisten kann.  
 
Gemeinderätin Fahir macht deutlich, sie halte das Projekt für äußerst wichtig und sinnvoll. 

Viele seien heutzutage mit dem Smartphone unterwegs; die Bürger*innen könnten deutlich 
besser und barrierefrei in gemeindliche Angelegenheiten einbezogen werden. Die Bürgerbe-
teiligung sei im Interesse aller, um den Menschen eine Stimme geben zu können. Im digita-
len Zeitalter müsse man das Zusammenleben aktiv gestalten, insofern sei die App sehr sinn-
voll. 
 
Gemeinderat Rendes weist darauf hin, dass die Partnerstadt Leerdam seit Jahren eine sol-

che Einrichtung besitzt und damit positive Erfahrungen gemacht hat. Dort sei die Resonanz 
gut gewesen, seine Fraktion halte die Dorfplatz-App für eine gute Sache, die sich entwickeln 
könne, egal ob in diesem oder im nächsten Jahr. Er sei der Meinung, dass dieser Weg auf 
jeden Fall gegangen werden muss.  
Gemeinderätin Möller lässt wissen, sie sei im Ehrenamt engagiert und wisse darum, wie 
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schwierig es ist, andere Menschen zum Mitmachen zu bewegen. Die Einrichtung einer Dorf-
platz-App bezeichnet sie nicht als ihr Anliegen, weshalb sie für dieses Jahr dagegen stimmen 
werde. Der Rabatt von 25 % sei kein entscheidender Faktor. Sollte der Vorschlag angenom-
men werden, appelliere sie an die Fürsorgepflicht von Frau Bodner gegenüber ihren Mitarbei-
tern. 
 
Gemeinderat Ringwald bezeichnet eine solche App als wichtig, die Gemeinde Pfinztal brau-
che eine solche Einrichtung. Er macht den Vorschlag, die Einrichtung mit der Personalsituati-
on zu verknüpfen und vielleicht zunächst das Ergebnis des Organisationsgutachtens abzu-
warten.  
 
Gemeinderätin Rothweiler verweist auf die Aussage von Herrn Bauer, dass man die Sache 

leisten könne. Wenn dies so zum Ausdruck gebracht werde, müsse man dies auch glauben 
und akzeptieren.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt danach folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt dem Antrag der ULiP zu, den Haushaltsansatz von 20.000 € für dieses 
Jahr zu streichen?“ 
 
Abstimmung:  2 Ja-Stimmen, 17 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen 
 
Frommel-Haus – Zuschuss an Diakoniestation 
Herr Sturm gibt bekannt, es gebe noch den Antrag der ULiP zu OZ 159, einen Zuschuss 

nach den Vereinsförderrichtlinien in Höhe von 13.200 € zu gewähren. Dieser Betrag müsste 
zusätzlich in den Haushalt eingestellt werden.  
 
Gemeinderat Dr. Rahn erklärt, die Gesamtsumme der Investition belaufe sich auf 44.000 €. 

Die Diakoniestation habe einen Zuschuss nach den Vereinsförderrichtlinien beantragt. Die-
sem Antrag mit einer Förderung von 30 % stimme man zu, die Fördersumme würde sich in-
sofern auf 13.200 € belaufen.  
 
Gemeinderätin Konstandin macht darauf aufmerksam, man habe sich darauf verständigt, 

sich an die Richtlinien halten zu wollen. Danach könnte die Diakoniestation keine 30 % För-
derung erwarten, weil diese 30 % nur dem DRK gewährt werden. Das DRK als Notfallhilfe sei 
nicht mit anderen Vereinen gleichzusetzen. Ihre Fraktion habe beschlossen, der Diakoniesta-
tionen einen Zuschuss nach den Vereinsförderrichtlinien zu gewähren, dies wäre ein Betrag 
von 2.500 €. Man frage sich, warum man die Möblierung überhaupt fördern soll, sie könne 
keinen Grund erkennen, warum die Gemeinde dies tun sollte. Klar sei, dass die Gemeinde 
den ungedeckten Aufwand der Tagespflege übernimmt. 
 
Gemeinderat Dr. Rahn weist darauf hin, dass bisher der Betrag von 44.000 € eingestellt 
werden sollte. Die ULiP wollte hiervon 30 % fördern. Wenn es jetzt aber einen weitergehen-
den Antrag gebe, könne sich die ULiP diesem durchaus anschließen.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer bittet um Erläuterung, warum die Verwaltung den Betrag von 
44.000 € in den Haushalt eingestellt hat und ob es eventuell Zusagen der Verwaltung gibt.  
 
Herr Kröner verneint mündliche Zusagen der Verwaltung. Der Antrag der Diakoniestation sei 
bereits vor drei Jahren eingereicht worden. Man habe bei der Diakoniestation lediglich nach-
gefragt, welche Förderung man sich nach Abzug des Zuschusses durch die Fernsehlotterie 
vorstellt. Die eigentlichen Anschaffungskosen lägen bei 90.000 €, hiervon könnte man eine 
Förderung von 10 % nach den Förderrichtlinien gewähren.  
 
Auf Rückfrage von Bürgermeisterin Bodner erklärt Gemeinderätin Konstandin, dass man 
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die Einhaltung der Förderrichtlinien und Gewährung von max. 2.500 € zum Antrag erhebe. 
 
Bürgermeisterin Bodner stellt folgende Abstimmungsfrage: 
„Wer stimmt dem Antrag der SPD-Fraktion zu, der Diakoniestation den maximalen Zu-
schussbetrag nach den Förderrichtlinien von 2.500 € zu gewähren?“ 
 
Abstimmung:  13 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen 
 
Herr Sturm teilt mit, es liege noch der Antrag der SPD-Fraktion auf Einstellung eines/einer 

zusätzlichen Erziehers/in vor.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch erläutert, der Mangel an Erzieherinnen führe auch in Wösch-

bach und Berghausen dazu, dass Betreuungsplätze blockiert sind und die Plätze nicht belegt 
werden können. Eltern würden dadurch in katastrophale Situationen kommen, insgesamt 
handle es sich um ein großes Durcheinander, wo Eltern ständig unterwegs seien in andere 
Ortsteile zur Kita. Vor diesem Hintergrund habe man sich überlegt, wie in größeren Kommu-
nen eine sogenannte Springerstelle einzurichten. Diese Person könnte dort aushelfen, wo 
Not am Mann ist. Ihre Fraktion sei dafür, eine solche Erzieherin einzustellen.  
 
Gemeinderätin Konstandin ergänzt, diese Erzieherin könnte selbstverständlich auch in 

kirchlichen Kitas eingesetzt werden. 
 
Herr Sturm teilt mit, es gebe derzeit einen Fachkräftemangel bei den Erzieherinnen. Tat-

sächlich könnte man Betreuungsplätze in Berghausen und Wöschbach zur Verfügung stellen, 
wenn man Erzieherinnen hätte. Vor diesem Hintergrund sei es Anliegen des Antrags, diesen 
Mangel mit einem Springer auszugleichen. Er sei der Meinung, dass die Einstellung beinahe 
kostenneutral finanziert werden könnte, weil immer wieder Mitarbeiter krankheitsbedingt aus-
fallen. Als Platzhalter würde er im Haushaltsplan einen Betrag von 10.000 € einstellen und 
einen Stellenanteil im Stellenplan in Entgeltgruppe S 8 ausweisen.  
 
Gemeinderätin Frensch meint, generell spreche nichts gegen einen Erzieherinnenpool, dies 
sei allerdings blinder Aktionismus, weil die Stellen tatsächlich nicht besetzt werden können. 
Die Problematik bestehe doch darin, dass sich überhaupt niemand bewerben wird, weil keine 
freien Kräfte auf dem Markt zu finden sind. Zunächst müsse es darum gehen offene Stellen 
zu besetzen, eine Pool-Stelle hätte für sie keine Priorität.  
 
Herr Sturm bezeichnet diese Aussagen als korrekt. Der Gemeinderat könne durch Schaf-

fung einer solchen Stelle allerdings die Möglichkeit einräumen, diesbezüglich agieren zu 
können. Ohne Einrichtung einer Planstelle sei dies nicht möglich. Insofern sollte man diese 
Möglichkeit nutzen. 
Gemeinderätin Konstandin weist darauf hin, dass die Gemeinde keine Stellenausschrei-
bung für die kirchlichen Träger machen kann. Außerdem würden manche Erzieherinnen auch 
nicht bei kirchlichen Trägern arbeiten wollen, weil sie dort die kirchlichen Werte mittragen 
müssten. Bei der katholischen Kirche würden beispeilsweise keine geschiedenen Erzie-
her*innen eingestellt. Diese Personen könnten allerdings alle bei der Gemeinde eingestellt 
werden. Sie gehe davon aus, dass es nicht einfach sein wird, neue Fachkräfte zu finden, die 
Einrichtung einer entsprechenden Stelle könnte allerdings für die Gemeinde eine Vereinfa-
chung darstellen. 
 
Gemeinderat Kirchenbauer geht davon aus, dass die Gemeinde noch weitere Kindergärten 

brauchen wird. Neue Einrichtungen könnten erst dann geöffnet werden, wenn Erzieherinnen 
vorhanden sind. Sicherlich werde es aber auch so sein, dass Erzieherinnen immer wieder 
einmal ausfallen werden und aus diesem Grund vielleicht sogar eine Einrichtung geschlossen 
werden muss. Er halte die vorgeschlagene Lösung mit einem Erzieherinnenpool im Sinne der 
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Eltern. Es gehe darum, möglichst geschlossene Kitas zu vermeiden. Übrigens hätten die Kir-
chen bereits einen Erzieherinnenpool gebildet. Er spreche sich dafür aus, über den Haushalt 
einen Erzieherinnenpool aufzubauen, dies halte er für eine gute Lösung im Sinne der Eltern.  
 
Gemeinderat Schwarz lässt wissen, er sei anfangs vom Sinn dieses Antrags nicht über-

zeugt gewesen, inzwischen habe er seine Meinung geändert. Ihm sei die Beantwortung von 
zwei Fragen wichtig. Zum Einen wolle er wissen, wie viele Stellen im Gemeindekindergarten 
unbesetzt sind und zweitens ob es die Bereitschaft der Kirchen gebe, die Erzieherinnen des 
Pools in den kirchlichen Einrichtungen einzusetzen.  
 
Herr Sturm antwortet, die kommunale Einrichtung sei im Moment gut besetzt. Man wisse 
allerdings nicht, was morgen kommen wird, es gebe immer wieder Krankheitsfälle oder 
Schwangerschaften mit Beschäftigungsverbot. Die beantragte Stelle würde in der Gemeinde 
auf jeden Fall in dieser Sache etwas Luft verschaffen. Die Bereitschaft der Kirchen sei gege-
ben, diese dürften allerdings nicht selber einstellen.  
 
Gemeinderätin Möller spricht die Gefahr an, dass man sich mit einer Pool-Stelle selber 

Konkurrenz schafft, indem sich eine Erzieherin bewirbt, die bereits in einer anderen Einrich-
tung in Pfinztal tätig ist.   
 
Bürgermeisterin Bodner meint, auf die öffentliche Ausschreibung kann sich jeder bewer-
ben. Die eigentliche Frage sei doch, ob man Springer sein möchte, auch angesichts der Tat-
sache, dass in den Einrichtungen verschiedene Konzepte verfolgt werden. Insofern sei die 
Tätigkeit als Springer eine Herausforderung. Sie weist darauf hin, dass man momentan von 
einer Person im Pool spreche. 
 
Gemeinderätin Möller lässt erkennen, dass sie gewisse Zweifel hat. Angesichts der momen-

tanen Notlage könnte allerdings ein Versuch unternommen werden. 
 
Gemeinderätin Fahir bezeichnet es als Vorteil der Erzieherinnen im Gemeindekindergarten, 

dass diese Stellen besser bezahlt sind. Dies könnte ein zusätzlicher Anreiz sein. Sie erklärt 
die Hintergründe der SPD-Fraktion für diesen Antrag. Man sei von einer Mutter aus Wösch-
bach angeschrieben worden, die sich sehr unzufrieden über die Situation in Wöschbach ge-
äußert hat, weil dort keine freien Plätze vorhanden sind bzw. die Kinder teilweise in andere 
Ortsteile gefahren werden müssen. Die Befürwortung des Antrags könnte ein erster Schritt 
für eine Besserung sein. 
 
Bürgermeisterin Bodner verweist auf den Kindergartenbedarfsplan, der bald beschlossen 
wird. Sie macht darauf aufmerksam, dass sämtliche Träger von Einrichtungen sich derzeit 
personellen Herausforderungen ausgesetzt sehen, die Gemeinde letztlich im Ganzen für die 
Kinderbetreuung verantwortlich ist.  
 
Gemeinderätin Frensch erklärt, sie kenne die Problematik, auch das Schreiben aus 

Wöschbach, und sei generell für diese Stelle. Allerdings müsste man sich langfristig auf den 
Weg machen und sich fragen, wo man künftig die Erzieher*innen her bekommt. Wenn ein 
Fachkräftemangel in diesem Bereich herrscht müsste man sich vielleicht bei den Trägern 
auch ein Stück weit öffnen und vielleicht auch einmal eine Krankenschwester oder einen Pä-
dagogen einstellen. Weil diese Problematik für das ganze Land gelte, müsse man sich nach 
vorne bewegen. Sie könne sich vorstellen, dass der Antrag als Piliotprojekt funktionieren 
kann. Trotzdem sollte man über dieses Thema nochmals sprechen und überlegen, wie man 
weiter damit umgeht.  
 
Gemeinderat Vortisch findet es interessant, wie viele Gremiumsmitglieder sich anscheinend 

im kirchlichen Arbeitsrecht auskennen. Er kenne sich aus, weil er Vorsitzender einer Mitarbei-
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tervertretung seit etwa 20 Jahren ist. Die evangelische Kirche setze für eine Anstellung vo-
raus, dass künftige Mitarbeiter Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen sind. 
Auf jeden Fall sollte bei einer Einstellung die Fachberatung des Diakonischen Werkes in die 
Entscheidung mit einbezogen werden. In diesem Fall brauche man sich keine Gedanken 
machen, weil dort die Anforderungen eingehalten werden müssen.  
 
Bürgermeisterin Bodner stellt danach die Abstimmungsfrage, wer dem Antrag der SPD-
Fraktion auf Einstellung eines/einer zusätzlichen Erziehers/Erzieherin zustimmt.  
 
Abstimmung:  Einstimmige Zustimmung 
 
Nach einer Sitzungsunterbrechung von fünf Minuten eröffnet die Vorsitzende die Sitzung neu. 
 
Herr Sturm erklärt, er werde einen kurzen Zwischenstand über die Auswirkungen der Be-
schlüsse auf den Haushaltsplan geben. Im Ergebnishaushalt liege man bei einem Defizit von 
rund 400.000 €, dafür spare man im Finanzhaushalt etwa 200.000 €, sodass sich die Kredit-
aufnahme auf etwa 4.650.000 € reduziert. Der Finanzmittelüberschuss liege ungefähr bei 1,1 
Mio. Euro.  
 
Bürgermeisterin Bodner beendet danach den Tagesordnungspunkt. 

 
 
  
 
 
 
3. Eigenbetrieb Wasserversorgung 

Entwurf Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2020 
- Beratung und Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge 

 
Bürgermeisterin Bodner erteilt Herrn Sturm das Wort. 
 
Herr Sturm erklärt, es seien noch Fragen der Fraktionen eingereicht worden. Es liege ein 

Antrag der CDU-Fraktion vor, der allerdings zunächst in der nächsten Sitzung des Verwal-
tungs- und Finanzausschusses am 10.03.2020 vorberaten werden müsste. Hintergrund sei 
der Antrag, dass sich die Gemeinde an der Netze BW beteiligen soll mit einem Betrag von 
200.000 € und einer Verzinsung von 3,5 %. Diese Beteiligung sollte über den Eigenbetrieb 
abgewickelt werden, um den Kernhaushalt nicht mit einer zusätzlichen Darlehensaufnahme 
zu belasten. Nähere Informationen erhalte das Gremium in der Sitzung am 10.03.2020.  
 
Gemeinderätin Konstandin will wissen, ob dies zulässig ist, nämlich eine Beteiligung am 
Stromnetz im Wasserhaushalt anzusiedeln. Möglicherweise werde der Zweck des Eigenbe-
triebs dadurch konterkariert.  
 
Herr Sturm antwortet, eine Beteiligung sei möglich, auf alle Fragen wolle man aber erst am 
10.03.2020 die Antworten geben. Heute habe man noch über zwei Anträge der CDU-Fraktion 
abzustimmen. Es werde beantragt, den Ansatz für die Versorgungsleitungen von 450.000 € 
auf 425.000 € zu kürzen, weil es wegen der kürzeren Frostperioden weniger Wasserrohrbrü-
che geben wird. Dieser eingesparte Betrag von 25.000 € sollte dazu verwendet werden, um 
auf dem Dach des Pumpwerks am Grenzweg eine Fotovoltaik-Anlage mit Stromspeicher zu 
installieren.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer macht deutlich, dass der jährliche Haushaltsansatz für Wasser-

rohrbrüche sehr stabil niedrig gehalten wurde. Der Ansatz liege nun bei 450.000 €. Er habe 
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sich die Zahlen der Wasserrohrbrüche in den vergangenen 10 – 15 Jahren angeschaut und 
festgestellt, dass im jährlichen Durchschnitt etwa 55 Wasserrohrbrüche zu verzeichnen sind. 
Weil insofern etwas Luft zum Haushaltsansatz bestehe, sollte man diesen Ansatz auf 
425.000 € kürzen. Es sei nicht die Absicht, den Haushalt aufzublähen, doch könnten diese 
Einsparungen dazu verwendet werden, auf der Pumpstation am Grenzweg eine Fotovoltaik-
Anlage zu errichten. Dieses Pumpwerk habe einen großen Stromverbrauch, eine Fotovoltaik-
Anlage biete sich an. Der erzeugte Strom könnte hier eingespeist werden.  
 
Gemeinderat Schwarz meint, diese Vorschläge seien zu begrüßen. Ob die Rohrbrüche al-

lerdings in dem geschilderten Maße abnehmen werden sei nicht klar, dies werde sich in der 
Zukunft zeigen. Die vorgetragene Idee sei auf jeden Fall unterstützenswert. Prüfen sollte die 
Verwaltung allerdings, ob eine Batterie die wirtschaftlich sinnvollste Lösung darstellt oder 
man sich auf die Photovoltaikanlage beschränken sollte.  
 
Herr Renz erklärt, er kenne momentan die Größe der Dachfläche nicht. Ob eine Batterie 

sinnvoll ist, sei zu prüfen. Untersuchen müsse man, welcher Stromverbrauch vorhanden ist. 
Mit der momentanen Einspeisevergütung lasse sich die Installation einer Photovoltaikanlage 
wirtschaftlich nicht darstellen. Die Verwaltung werde alles prüfen und das Gremium informie-
ren, sollten die zur Verfügung stehenden 25.000 € nicht ausreichen.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch teilt mit, ihre Fraktion schließe sich dem Antrag an. Allerdings 
sollte zuvor die detaillierte Einschätzung der Verwaltung vorliegen. Bei der Frage nach einem 
Speicher rate sie zur Vorsicht, weil diese sehr teuer sind.  
 
Bürgermeisterin Bodner lässt danach über die Anträge der CDU-Fraktion abstimmen. 
Sie stellt fest, dass beiden Anträgen einstimmig zugestimmt wird.  
 
Danach fasst sie zusammen, dass dem Entwurf des Wirtschaftsplans für den Eigenbe-
trieb mit diesen Änderungen zugestimmt wird.   

 
 
 
 
 
 
4. Eigenbetrieb Abwasser 

Entwurf Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2020 
- Beratung und Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge 

 
Herr Sturm teilt mit, es habe eine Anmerkung der CDU-Fraktion gegeben, die von der Ver-

waltung beantwortet worden sei. Weitere Anträge lägen nicht vor.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer bedankt sich bei der Verwaltung für die gute Antwort. Wenn 

man über eine Klärwerkssanierung spreche und dies zu einem Preis von vielleicht zehn Mio. 
Euro, dann müsse man wissen, wie sich dies auf den Abwasserpreis auswirkt. Dass dieser 
bei Realisierung der Maßnahme um 44 Cent steigen wird, müsse man der Bürgerschaft er-
klären. 
 
Bürgermeisterin Bodner stellt fest, dass der Entwurf des Wirtschaftsplans zur Kenntnis ge-

nommen wird.  
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5. Kommunale Klimapartnerschaft mit der Gemeinde Kidira/Senegal 
- Beratung und Beschlussfassung 

 
Bürgermeisterin Bodner verweist auf den in der Verwaltungsvorlage ausreichend dargeleg-
ten Sachverhalt. Es gehe um die Empfehlung, wonach der Gemeinderat die Teilnahme der 
Gemeinde am Projekt „Kommunale Klimapartnerschaft“ befürworten soll. In diesem Fall wür-
de die Verwaltung beauftragt, eine Projektbewerbung abzugeben. Sie will wissen, ob es hier-
zu einen Beratungsbedarf gibt.  
 
Gemeinderätin Fahir berichtet, sie sei auf einem Informationsworkshop zu diesem Thema in 

Köln gewesen und könne bestätigen, dass in der Verwaltungsvorlage der Sachverhalt gut 
beschrieben ist. Es gehe konkret um eine Zusammenarbeit mit einer anderen Kommune auf 
die Dauer von zwei Jahren. Die Bewerbung sei zunächst einmal unverbindlich angelegt, die 
Chancen auf eine Zusage würden allerdings nicht schlecht stehen. Wenn der Gemeinderat 
heute seine Zustimmung erteile, habe man die Politik und mit den Naturfreunden Berghausen 
auch eine zivilgesellschaftliche Organisation mit im Boot. Von der vermittelnden Organisation 
erhalte man ein Handlungsprogramm und drei Termine für einen Expertenaustausch. Die 
Gemeinde könne es sich aussuchen, ob man nach Kidira im Senegal fährt oder die dortigen 
Vertreter nach Pfinztal kommen. In zwei Jahren soll auf jeden Fall ein konkretes Handlungs-
programm geschaffen sein. Wenn die Aufnahme in das Programm gelinge erfahre man 
nochmals besser, woher man Zuschüsse erhalten kann. Auch finde eine durchgängige Bera-
tung statt. Start des Programmes sei erst im November, weil viele Kommunen noch gar nicht 
so weit sind wie Pfinztal. Ganz wichtig sei die Bereitschaft der Gemeinde, an allen Terminen 
teilzunehmen, eine Vereinbarung zu unterzeichnen und am Schluss einen Bericht zu verfas-
sen. Die Klimapartnerschaft soll eine mittel- bis langfristige Zusammenarbeit sein.  
 
Gemeinderat Ringwald teilt mit, von Seiten der CDU-Fraktion stehe man der Bewerbung 

positiv gegenüber, man begrüße die Teilnahme. Im Beschlussvorschlag nach Ziffer 3 wird 
dargelegt, dass die weitere Organisation und Planung vom Partnerschaftsausschuss zu-
sammen mit der Verwaltung geleistet werden soll. Vor diesem Hintergrund stelle sich die 
Frage, ob der Gemeinderat in diesem Fall in dieser Angelegenheit außen vor sein wird.  
 
Herr Bauer erläutert das Verfahren, der Gemeinderat sei natürlich nicht komplett außen vor, 

sondern sei gefragt, wenn es an die Umsetzung konkreter Projekte geht und man hierfür 
Gelder braucht. Auch müssen Verwaltung und Partnerschaftsausschuss den Gemeinderat 
ständig auf dem Laufenden halten.  
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart meint, um den geäußerten Verdacht von Gemeinderat 
Ringwald zu entkräften habe man vor, den Antrag ganzheitlich als Gemeinderat zu stellen. 
Man freue sich sehr, dass die Verwaltung die eingebrachte Idee übernommen hat. Die Vorla-
ge enthalte alle Informationen und alle Argumente, weshalb der Empfehlung zugestimmt 
werden sollte.  
 
Gemeinderätin Fahir gibt noch Informationen zu den Kosten und meint, am Beispiel einer 

Kommune sei sehr schön zu sehen, dass lediglich die Personalkosten zu Buche schlagen, es 
aber viele Töpfe gibt, aus denen man einzelne Projekte finanzieren kann. Sie gehe davon 
aus, dass die Teilnahme an diesem Projekt für die Gemeinde nicht teuer wird. 
 
Bürgermeisterin Bodner stellt danach die Beschlussvorschläge der Verwaltung zur Ab-
stimmung. Einstimmig fasst das Gremium folgende Beschlüsse: 
1. Der Gemeinderat befürwortet die Teilnahme am Projekt „Kommunale Klimapart-

nerschaft“ und unterstützt diese. 
2. Die Verwaltung wird zur Abgabe einer Projektbewerbung – vorbehaltlich der posi-

tiven Prognose von Frau Ursula Georg – bis 15.03.2020 beauftragt. 
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3. Mit der weiteren Organisation und Planung des Projekts wird die Verwaltung ge-
meinsam mit dem Partnerschaftskomitee beauftragt. 

 
 
 
 
 
6. Lärmaktionsplanung 3. Runde (Fortschreibung) - Zwischenbericht und Of-

fenlagebeschluss  
- Beratung und Beschlussfassung 

 
Bürgermeisterin Bodner verweist auf die Darlegungen in der Verwaltungsvorlage. Ziel der 

Lärmaktionsplanung sei es, schädliche Auswirkungen durch Umgebungslärm zu verhindern, 
ihnen vorzubeugen oder sie zu vermeiden. Die Gemeinde Pfinztal habe erstmals 2008 einen 
Lärmaktionsplan aufgestellt, eine Fortschreibung in Stufe 2 erfolgte 2015. Aktuell befinde 
man sich im Prozess zur Lärmaktionsplanung der 3. Runde. Hierzu habe ein beauftragtes 
Fachbüro Nachberechnungen aufgrund neuerer Daten durchgeführt und Vorschläge zur 
kurz- und mittelfristigen Lärmminderung erarbeitet. Dokumentiert sei dies in einem Zwi-
schenbericht, der demnächst auf die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt wird. Zudem 
soll eine Bürgerinformationsveranstaltung durchgeführt werden. Sie will vom Gremium wis-
sen, ob ein Diskussionsbedarf besteht. 
 
Gemeinderat Hörter erklärt, für seine Fraktion wolle er ein paar ergänzende Worte zu die-

sem Thema sagen, das im Technik- und Umweltausschuss vorbesprochen wurde. Seine 
Fraktion sei der Meinung, dass die Anregungen mit Stärkung des ÖPNV und einem Radweg-
ausbau sicherlich zielführend sind. Klar sei, dass die Bürger vom Motorrad- und Lkw-Lärm 
sehr beeinträchtigt werden. In letzter Zeit gebe es vermehrt ein sognanntes Auto-Posing, wo 
beispielsweise Auspuffanlagen verbaut werden, die nicht der Regel entsprechen. Die Fahr-
zeuge würden dadurch wesentlich lauter, was sehr lästig sei. Aus diesem Grund sollten Kon-
trollen und Messungen stattfinden. Ansprechen sollte man auch den Bahnlärm, der allerdings 
nicht Gegenstand der Pfinztaler Lärmaktionsplanung sei. Weil dies allerdings Auswirkungen 
auf die Pfinztaler Bevölkerung hat, sollte über die Erhebungen der DB bezüglich ihrer Lärm-
aktionsplanung berichtet werden.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch hält den Lärmaktionsplan für ein ganz wichtiges Instrument, 

auch wenn die Menschen meinen, er sei ein zahnloser Tiger. Dies stimme nicht. Man habe 
es aufgrund des Lärmaktionsplans beispielsweise geschafft, in Pfinztal fast flächendeckend 
ein Geschwindigkeitslimit von Tempo 30 einzurichten. Ihre Fraktion sei sehr daran interes-
siert, die Zielsetzungen des Lärmaktionsplans weiter zu verfolgen. Allen Gegnern dieses Ge-
schwindigkeitslimits sage sie, dass es sehr viele Betroffene gibt und sich deren Anzahl erhöht 
hat. Viele Menschen würden nicht nur in einem gesundheitskritischen Bereich, sondern in 
einem gesundheitsgefährdeten Bereich wohnen. Erschreckend sei, dass diese Zahlen zu-
nehmen, obwohl Tempo 30 ausgewiesen ist. Aus diesem Grund seien alle aufgefordert, die 
Ziele des Lärmaktionsplans umzusetzen und durchzusetzen. Tempo 30 sei deshalb ein gutes 
und gerechtfertigtes Mittel, um Lärm zu vermeiden. Wenn man sich die ganze Liste der mög-
lichen Maßnahmen anschaue, könne man das als eine ganz tolle Sache empfinden. Aller-
dings sei es so, dass die Gemeinde nur ein Minimum dieser Maßnahmen umsetzen kann, 
der Spielraum sei sehr begrenzt. Aus diesem Grund halte sie es für wichtig, solche Maßnah-
men voranzutreiben, deren positive Wirkung recht hoch ist. Sie denke hierbei beispielsweise 
an Fahrbahnsanierungen. Von den übergeordneten Behörden sollte man sich deshalb nicht 
vertrösten lassen und immer wieder versuchen, die Realisierung durchzusetzen. Denn letzt-
lich gehe es um die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger. 
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart meint, alle hätten sich sicherlich die Unterlagen gut durchge-



 
PFINZTAL 

natürlich – liebenswert - modern  

 
 

Seite 30 von 35 

lesen, das Thema sei im Technik- und Umweltausschuss vorberaten. Es sei nicht mehr nötig, 
die Argumente auszutauschen, man könne zur Abstimmung übergehen.  
 
Einstimmig fasst das Gremium danach folgenden Beschluss: 
1. Die Lärmaktionsplanung (Lärmaktionsplan Stufe 2 vom Mai 2015) ist gemäß § 47d 

Abs. 5 BImSchG fortzuschreiben (Lärmaktionsplanung 3. Runde). Der Gemeinderat 
beschließt die Fortschreibung der Lärmaktionsplanung auf Basis des Zwischenbe-
richts (Stand Dezember 2019). 

2. Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 47d Abs. 3 BImSchG sowie die Beteili-
gung der Behörden/Träger öffentlicher Belange gemäß § 47d Abs. 6 i.V.m. § 47 Abs. 
6 BImSchG ist durchzuführen. Der Zeitpunkt wird in das Ermessen der Verwaltung 
gestellt. 

  
 
 
 
7. Bebauungsplan "Auf der Höhe / Grötzinger Straße", OT Berghausen  

- Aufstellungsbeschluss 
- Beschluss über den Erlass einer Veränderungssperre 

 
Bürgermeisterin Bodner verweist auf die Verwaltungsvorlage, die folgenden Sachverhalt 
aufzeigt: 
Ausgangssituation 
Der Gebietscharakter des Plangebiets entspricht dem eines Allgemeinen Wohngebiets (WA) 
nach § 4 BauNVO. Prägend für das Gebiet ist die Wohnnutzung. Entsprechend werden die 
Grundstücke vorrangig auch zu Wohnzwecken genutzt, mit Ausnahme der Grundstücke Flur-
stück Nr. 3226, 3227 und 8892. Auf diesen Grundstücken befindet sich eine Tankstelle 
(Esso-Tankstelle). Die Tankstelle wird von der Karlsruher Straße her erschlossen. 
 
Bereits im April 2018 stellte der ehemalige Eigentümer der Tankstelle (Grundstückseigentü-
mer, Eigentümer Tankstelle und Tankstellenpächter sind unterschiedliche Personen) einen 
Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für den Abbruch und den Neubau einer neuen 
Tankstelle. Auf BV/096/2018 wird verwiesen. Im Zuge des Baugenehmigungsverfahren wur-
de seitens des Regierungspräsidiums Karlsruhe darauf hingewiesen, dass spätestens im 
Zuge des Planfeststellungsverfahrens eine Abstimmung mit dem Bauherrn stattfinden müsse, 
da das Sicherheitsaudit für die B293-Ortsumfahrung fordere, die westliche Einfahrt zur Tank-
stelle bei einem Ausbau der B10 (Geh- und Radweg) zu unterbinden. Der Bauantrag wurde 
mit Datum vom 14.11.2018 zurückgenommen. Zwischenzeitlich fand ein Eigentümerwechsel 
statt. Der neue Eigentümer beabsichtigt nunmehr, die Tankstelle abzubrechen, neu zu errich-
ten und um eine Verkaufsfläche mit Backshop und Burger King – Schnellimbiss zu ergänzen. 
 
Bauplanungsrechtlich ist eine Tankstelle auch im faktischen Allgemeinen Wohngebiet nach § 
34 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO nur ausnahmsweise zulässig; die der Versorgung des 
Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sind nach § 34 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. § 4 Abs. 2 BauNVO grundsätzlich allgemein zulässig. Zumindest der Schnellimbiss –  
und vermutlich auch der Backshop – dürften, aufgrund der Tatsache, dass sich das Angebot 
klar und gezielt an einen überörtlichen Kundenverkehr richtet (insbesondere an den „Durch-
gangsverkehr“), aber nicht zu jenen Speisewirtschaften dienen, die der Versorgung des Bau-
gebiets dienen. Sie wären somit bereits heute nicht zulässig.  
 
Nach Aussage des Regierungspräsidiums Karlsruhe soll das Planfeststellungsverfahren für 
die B293 Ortsumfahrung Berghausen nun in diesem Jahr eingeleitet werden Die derzeitige 
Planung sieht vor, die bestehende B10 auf Höhe des Flst.Nr. 8888 mit einem Kreisverkehr an 
die neue Trasse anzubinden. Sämtlicher bisheriger Durchgangsverkehr in Richtung Jöhlin-
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gen von Grötzingen bzw. der neuen B293 Ortsumfahrung kommend, soll künftig an der Orts-
durchfahrt Berghausen vorbei geleitet werden. Es wird mit einer erheblichen Verbesserung 
der bestehenden Situation (Verkehr / Lärm und Schall) an der B10 gerechnet.  
 
Dies wird zum Anlass genommen, die Wohnnutzung im Gebiet bereits heute bauplanerisch 
zu fördern/steuern und insbesondere die am Ortseingang gelegene Wohnbebauung zu stär-
ken. 
 
Weiteres Vorgehen 
Um für das Gebiet eine geordnete städtebauliche Steuerung und langfristig verträgliche Ent-
wicklung zu gewährleisten, ist deshalb ein Bebauungsplan aufzustellen. Zur Sicherung der 
Planung ist eine Veränderungssperre zu erlassen. Die Wohnnutzung soll gerade im Bereich 
des Ortseingangs gestärkt werden und das „faktische“ Allgemeine Wohngebiet nach § 34 
Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO planungsrechtlich festgeschrieben und weiterentwickelt 
werden. Es soll daher im Plangebiet ein Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festge-
setzt werden. Zur Stärkung der Wohnnutzung, wozu auch die geplante und zu erwartende 
Förderung der Wohnruhe zählt, sollen Nutzungen nach § 4 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans werden. Die Planung soll durch eine Veränderungssperre nach § 14 
BauGB gesichert werden. 
 
Auf den beigefügten Bebauungsplanentwurf samt Erläuterungsbericht wird an dieser Stelle 
verwiesen.  

 
Sie teilt mit, der Sachverhalt sei im Technik- und Umweltausschuss vorberaten, und will wis-
sen, ob es einen weiteren Beratungsbedarf gibt.  
Nachdem dies nicht der Fall ist, fasst der Gemeinderat folgenden einstimmigen Beschluss: 
1. Der Gemeinderat beschließt den vorliegenden Entwurfsplan (Bebauungsplan „Auf 

der Höhe/Grötzinger Straße“, OT Berghausen) mit Erläuterungstext – jeweils mit 
Stand 01/2020 – als Grundlage für die weitere Planung (Ausarbeitung und Verfei-
nerung des Entwurfs als Vorbereitung der frühzeitigen Beteiligung nach §§ 3 Abs. 
1 und 4 Abs. 1 BauGB). 

2. Zur Sicherung der Planung wird gemäß § 14 BauGB eine Veränderungssperre für 
den Geltungsbereich erlassen. Die Veränderungssperre tritt am Tag nach ihrer 
ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 

 
 
 
 
 
8. Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Modernes Wohnen in der Selten-

bachstraße, 1. Änderung", OT Berghausen 
- Entwurfs- und Offenlagebeschluss 
- Beschluss über den Abschluss des Durchführungsvertrages 

 
Bürgermeisterin Bodner verweist auf die Verwaltungsvorlage zu diesem Thema und darauf, 
dass der Gemeinderat im September 2019 die Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans „Modernes Wohnen in der Seltenbachstraße“ beschlossen hat. Nachdem die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit abgeschlossen sei gehe es nun um die förmliche Beteili-
gung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange. Vor dem Satzungsbeschluss sei 
außerdem ein Durchführungsvertrag mit dem Vorhabenträger abzuschließen.  
Sie will wissen, ob es Wortmeldungen zum Thema gibt und stellt fest, dass dies nicht der Fall 
ist.  
 
Einstimmig fasst das Gremium danach folgenden Beschluss: 
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1. Der Bebauungsplanentwurf ist gem. § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats 
öffentlich auszulegen. Die Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt parallel. Der 
Zeitraum wird in das Ermessen der Verwaltung gestellt.  

2. Der Durchführungsvertrag wird anerkannt. Der Vertrag ist notariell beurkunden zu 
lassen. Die Bürgermeisterin wird ermächtigt, den Vertrag zu unterzeichnen bzw. 
Untervollmacht zu erteilen.   

 
 
 
 
9. Fortschreibung Landschaftsplan (LP) 2030 / Flächennutzungsplan (FNP) 

2030  
- abschließender Beschluss Fortschreibung LP 2030 
- erneuter beschränkter Offenlagebeschluss Fortschreibung FNP 2030 

 
Bürgermeisterin Bodner teilt mit, der Technik- und Umweltausschuss habe sich am 

04.02.2020 bereits mit diesem Sachverhalt befasst und dem Gemeinderat die Annahme der 
Beschlussvorschläge der Verwaltung empfohlen. Sie macht deutlich, dass das Flächennut-
zungsplanverfahren und das Landschaftsplanverfahren vom Nachbarschaftsverband Karls-
ruhe durchgeführt werden. Dieser habe bereits 2012 den Einleitungsbeschluss für die Fort-
schreibung des Flächennutzungsplans 2030 und den Aufstellungsbeschluss für den Land-
schaftsplan 2030 gefasst. Weil nach der Offenlage des Flächennutzungsplans Änderungen 
vorgenommen werden mussten, sei dieser Verfahrensschritt allerdings zu wiederholen. Flä-
chen auf Pfinztaler Gemarkung seien hiervon nicht betroffen. Das Verfahren des Land-
schaftsplans soll mit einem abschließenden Beschluss zu Ende gebracht werden. Beide Be-
schlüsse sind von der Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbands zu beschließen, 
die Gemeinde habe davon Kenntnis zu nehmen. 
 
Gemeinderat Dr. Rahn teilt mit, die ULiP nehme den Landschaftsplan, aber nicht den Flä-

chennutzungsplan zustimmend zur Kenntnis. Dies deshalb, weil der Flächennutzungsplan 
viel mehr neue Wohngebiete ausweist, als nachhaltig und im Sinne des Klimaschutzes für 
Pfinztal sinnvoll wären. Für den Bereich der Gemeinde Pfinztal müssten mindestens die Ge-
biete „Bühl“, „ICT-Süd“ und „Blümlesheld“ aus dem Verfahren genommen werden. Weitere 
Gebiete müssten in ihrem Umgriff verkleinert werden. Die ULiP werde deshalb dem Flächen-
nutzungsplan nicht zustimmen. Pfinztal befinde sich in einer Region, in der Vollbeschäftigung 
herrsche und es einen Fachkräftemangel gibt. Er halte es für unsinnig, noch mehr Gewerbe-
flächen zu entwickeln und noch mehr Einwohner zur Ansiedlung anzulocken. Er macht darauf 
aufmerksam, dass in Deutschland über zwei Millionen Wohnungen leer stehen. Man müsste 
deshalb lenkend darauf hinwirken, dass Menschen und Arbeitsplätze dort angesiedelt wer-
den, wo die Infrastruktur untergenutzt ist. Denn eine Politik, wo jede Gemeinde weiter wach-
sen will, sei kontraproduktiv für das Gemeinwohl.  
 
Gemeinderat Hörter meint, die CDU-Fraktion sehe dies etwas anders. Pfinztal befinde sich 

in einem Nachverdichtungsraum nach der Landesentwicklungsplanung. Die Stadt stoße im 
Blick auf den Wohnungsbau und die gewerbliche Entwicklung an ihre Grenzen. Aus diesem 
Grund sei das Umland gefordert, mehr neue Flächen auszuweisen. Die Gemeinde müsste 
also viel mehr neue Flächen fordern. Man sei allerdings seit Jahren  mit einem minimalen 
Programm im Flächennutzungsplan vertreten, normalerweise müssten 10 – 15 ha neue Flä-
chen gefordert werden. Erst später, wenn es um die konkrete Bebauung gehe, müsse ent-
schieden werden, welche Flächen in Anspruch genommen werden. Er weist darauf hin, dass 
im neuen Baugebiet alle Bauplätze vergeben sind. Wenn man dies wisse und bezahlbaren 
Wohnraumn schaffen möchte, dann müsse man Dr. Rahn widersprechen. Er macht deutlich, 
dass die CDU-Fraktion beiden Beschlussanträgen zustimmen wird.  
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Gemeinderätin Elsenbusch erklärt, die SPD-Fraktion sei sehr neutral in dieser Sache, man 
werde zustimmen. Allerdings wolle sie eine generelle Anmerkung machen. Die Vorgehens-
weise halte sie zunächst für richtig, wo quasi ein Moratorium verhängt wird. Die Sichtweise 
von Gemeinderat Dr. Rahn halte sie in Teilen für richtig. Was in der Flächennutzungsplanung 
enthalten sei, stamme aus einer langen Vorzeit, wo es sicherlich noch ganz andere Kriterien 
gab. Dies habe man bei der angedachten Entwicklung des Gebietes „Bühl“ schmerzlich be-
merkt. Obwohl man sich einig war, habe man dieses Gebiet aufgeben müssen, weil zwi-
schenzeitlich andere Kriterien wichtig wurden. Man halte es für richtig, dass von der Verwal-
tung deshalb vorab zu untersuchen ist, welche Gebiete noch in Frage kommen. Auf dieser 
Grundlage müssten die Entscheidungen getroffen werden. Fakt sei allerdings auch, dass rein 
nach den Zahlen im gewerblichen Bereich ein Defizit in der Flächenausweisung besteht. Sie 
verstehe darunter aber nur das Gewerbe, das man für die Daseinsvorsorge der Pfinztaler 
Bevölkerung benötigt. Im Blick auf die Wohngebiete merke man, dass junge Menschen kei-
nen Wohnraum finden und Pfinztal ein extremes Zuzugsgebiet darstellt. Wenn man dann 
noch sehe, dass sich ein Neubaugebiet extrem schnell füllt, dann müsse sie ausnahmsweise 
dem Kollegen Hörter Recht geben. Im Unterschied zur CDU lege die SPD-Fraktion allerding 
mehr Wert auf den bezahlbaren Wohnraum. Zunächst sollten die Untersuchungen abgewar-
tet werden. Die Verwaltung werde Kriterien liefern, an denen man sich sicherlich gut orientie-
ren kann.  
 
Gemeinderat Rothweiler erklärt, seine Sichtweise sei vom Landschaftsplan bestimmt. Ein 
Teil dessen sei der Biotopvernetzungsplan. Er sage dies vor dem Hintergrund, dass man in 
der Gemeinde es fertig gebracht hat, ein kleines Naturdenkmal unterhalb des ICT als Gewer-
befläche zu bebauen. Eine Biotopvernetzung sei also hier nicht gegeben. Er halte es für 
wichtig, dass dieser Biotopvernetzungsplan beachtet wird.  
 
Frau Schönhaar weist darauf hin, dass es eine Biotopkartierung aus dem Jahr 1990 gibt, die 

neu aufgelegt werden soll. Diese wolle man als Grundlage in die Freiflächenplanung integrie-
ren. Die Biotopvernetzung sei wichtig für die Entwicklung von Öko-Konto-Maßnahmen. Auch 
die laufende Ausgleichsflächenkonzeption soll auf der Biotopvernetzung aufbauen. Bei allem 
handle es sich um eine Grundlagenerarbeitung, die momentan noch im Laufen sei. 
 
Gemeinderätin Lüthje-Lenhart ist der Meinung, der Flächennutzungsplan spiegle noch im-

mer das alte Denken wider. Über dieses Stadium sei man allerdings schon hinweg. Sie sehe 
es ähnlich wie Gemeinderat Dr. Rahn, eigentlichn müsste man den Flächennutzungsplan 
ablehnen. Sie vertraue allerdings der Arbeit der Verwaltung und erhoffe sich neue Ideen.  
 
Gemeinderat Kirchenbauer wendet sich an Gemeinderätin Elsenbusch und erklärt, auch 
die von seiner Fraktion befürtworteten Baugebiete müssten bezahlt werden. Fortschreibun-
gen des Flächennutzungsplans gebe es immer wieder, es handle sich dabei um die unver-
bindliche Bauleitplanung. Erst wenn der Gemeinderat eine dieser Planungen umsetzen 
möchte, werde diese verbindlich. Seine Fraktion halte es also für gut, dass im Flächennut-
zungsplan mehrere Gebiete für Pfinztal ausgewiesen sind, um schnell reagieren zu können. 
In der Diskussion um die Flächenentwicklung gebe es zwei Ansätze. Erstens die Überlegung, 
dass eine Gemeinde nicht weiter wachsen und nicht größer werden will, und zweitens den 
Fakt, dass die Stadt Karlsruhe nicht größer werden kann, weil kein Raum mehr vorhanden 
ist, und deshalb das Umland zur Entwicklung gebraucht wird.  
 
Gemeinderat Ringwald berichtet vom Versuch, eine einfache Bürofläche von 200 qm in 

Söllingen und Kleinsteinbach anmieten zu wollen, was fast ein Ding der Unmöglichkeit sei. Er 
meine, für die ansässigen Gewerbetreibenden brauche man gewerbliche Bauflächen.  
 
Gemeinderätin Frensch berichtet, sie höre im Gremium immer wieder, dass Flächen fehlen, 

ohne genau zu wissen, was fehlt. Ihr fehle insofern eine Grundlage oder eine statistische 
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Information, was genau benötigt wird, sie hätte gerne Einblick in diese Hintergründe.  
 
Frau  Schönhaar erläutert, die beauftragte Alternativenprüfung für das Gewerbe beschäftige 

sich genau mit diesen Fragen. Die erforderlichen Grundlagen, was man zum Beispiel hat und 
welcher Bedarf besteht, müssten zuerst ermittelt werden, bevor Aussagen zu einzelnen Flä-
chen möglich sind.  
 
Gemeinderätin Frensch meint, insofern verstehe sie die Stimmung im Gremium nicht, wo 

immer so getan werde, als ob alles schon festgeschrieben ist, was nach Aussage von Frau 
Schönhaar aber nicht der Fall sei.    
 
Herr Knobloch fügt einen weiteren Aspekt hinzu. Es sei unmöglich, auf die Schnelle Bauflä-

chen auszuweisen. Dies bedürfe in der Flächennutzungsplanung ausreichender Begründun-
gen. Diese Prüfungen seien für die im Flächennutzungsplan enthaltenen Flächen bereits er-
folgt. Im Zuge der Alternativenprüfung würden die im Flächennutzungsplan enthaltenen Flä-
chen, für die es bereits eine Begründung gebe, einer detaillierteren Prüfung und einem Ran-
king unterzogen; dies sei im Rahmen der Flächennutzungsplanung nicht möglich.  
 
Frau Schönhaar ergänzt, die Studie in der Flächennutzungsplanung für das Gewerbe 

stamme aus dem Jahr 2012. Diese errechne für Pfinztal ein Defizit an Gewerbeflächen. Die 
Verwaltung habe mit der Alternativenprüfung nun eine Verfeinerung vor, nämlich lokal zu 
schauen, welche Flächen Prioritäten aufweisen. Das gleiche mache man übrigens bei den 
Wohnbauflächen auch.  
 
Gemeinderätin Elsenbusch macht darauf aufmerksam, es habe einmal ein Einzelhandels-

gutachten gegeben mit guten und konkreten Vorschlägen. Diese könnten nochmals in die 
Betrachtung mit einbezogen werden.  
 
Gemeinderat Hörter weist nochmals darauf hin, dass sowohl der Regionalverband als auch 

der Nachbarschaftsverband ein Defizit bei den Bauflächen für das Wohnen und das Gewerbe 
festgestellt haben.  
 
Gemeinderat Dr. Rahn widerspricht dieser Aussage. Es stimme nicht, dass Pfinztal einen 

Überschuss an Wohnbauflächen im FNP hat. Diese Flächen seien im FNP nur deshalb ge-
nehmigt, weil die Stadt Karlsruhe einen Bedarf, aber keine Flächen hat. Die Gemeinde Pfinz-
tal habe kein Defizit an Wohnbaugebieten.  
 
Bürgermeisterin Bodner erklärt, man habe nun zwei Beschlüsse zu fassen, nämlich zum 
Landschaftsplan und zum Flächennutzungsplan. Sie stellt dem Gremium deshalb folgende 
Abstimmungsfragen: 
„Wer stimmt dem Landschaftsplan 2030 zu?“ 
Abstimmung:  Einstimmige Zustimmung 
 
„Wer stimmt dem Flächennutzungsplan 2030 und dem erneuten Offenlagebeschluss 
zu?“ 
Abstimmung:  18 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen 

 
  
 
 
 
10. Mitteilungen der Bürgermeisterin 

 
Bürgermeisterin Bodner teilt mit, es lägen derzeit keine Informationen vor, die mitzuteilen 
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wären.  
         
 
 
 
11. Mitteilungen und Anfragen aus dem Gremium 

 
Auf die Frage von Bürgermeisterin Bodner, ob es Wortmeldungen zu diesem Tagesord-

nungspunkt gibt, stellt sie fest, dass keine Handzeichen vorliegen. 
  
 
 
 
12. Fragen, Anregungen und Vorschläge der Einwohnerinnen und Einwohner 
 
Bürgermeisterin Bodner stellt fest, dass keine Wortmeldungen vorliegen. Sie beendet da-

raufhin die Sitzung. 
          
 
 
 

 

 
 
Die Vorsitzende  Die Urkundspersonen  Der Schriftführer 
 
 
 

  
 
 

  
 
 

Bürgermeisterin 
Nicola Bodner 

 Gemeinderätin Fahir  Roland Härer 

   
 
 

  

  Gemeinderätin Schaier   
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